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I. E inleitung
„Im Nahmen der heiligen Dreyfaltigkeit. Amen! Dieweil, nach 
m enschlicher Natur Hinfälligkeit, unsere Tage nicht nur vergänglich 
allein, sondern auch wenig und kurz sind, dazu un te r den natürlichen 
Gaben der M enschen kaum  etwas schw achers denn das G edächtniß 
mit gegeben, ist von Noth w egen wohl erdacht, daß die Dinge so ew i­
gen Bestand haben  sollen, in Schrift verfaßet, und also von G eschlecht 
zu G eschlecht ewiglich verw ahret w erden .“’ Mit diesen zeitlosen Wor­
ten begann ein G ildebrief aus dem Jahre 1615, der die Rechte der 
Schneidergilde der Stadt Mölln regelte. Die U rkunde des Stadtm agist­
rats w ar in p la ttdeutscher Sprache verfaßt und auf Pergam ent ge­
schrieben.2 Neben anderem  sicherte der G ildebrief in seinem  ersten  
Artikel jedem  Schneider zu, daß „Er Futtertuch, Sartuch [„grobes, star­
kes tueh, halb leinen, halb w olle“3, Anm. d. Verf.], W ettsteine, Eisen, 
Stahl und Osemund [ein in einem  besonderen  V erfahren verarbeitetes 
E isen4, Anm. d. Verf.] zu Kauffe haben“ dürfe.5 Nicht n u r das Schnei- 
derhandw erk im engeren  Sinne, sondern  auch der H andel mit Slahl- 
und E isenw aren sollte also G egenstand der Schneiderzunft sein. An­
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Abschrift des Gildebriefes von 1615
Landesarchiv Schleswig-Holstein, Abt. 216 Nr. 640, Aktenstück Q 2, S. 1
7In den Städten der Frühen Neuzeit stellten H andw erker, die in Zünf­
ten oder Gilden8 organisiert w aren, die Produkte ihres H andw erks her 
und holen sie zum  Verkauf feil. So stellte Johann H einrich Frieke in 
seinem  Werk über das Hecht der H andw erker im Jahre 1771 fest: „Ein 
H andw erksm ann ist derjenige, w elcher rohe M aterie auf den Kauf 
oder um Lohn künstlich bearbeitet.“7 Mit anderen, n icht von ihnen 
selbst hergestellten  W aren sowie m it rohen M aterialien durften die 
H andw erker hingegen im allgem einen nicht Handel treiben, sofern 
ihnen dies nicht durch ein besonderes Recht gestattet war. Denn der 
H andel m it nicht seihst hergestellten  W aren w ar grundsätzlich den 
Kaufleuten und K räm ern Vorbehalten,8 die ih rerseits in Gilden organi­
siert w aren.
Die Grenzlinie zw ischen H andw erk und Handel w ar jedoch oftmals 
schw er zu ziehen. Ein Beispiel für die schw ierige A bgrenzung zwi­
schen H andw erkern und K aufleuten w aren  die gesellschaftlich ange­
sehenen sogenannten W andschneider oder G ew andschneider. Diese 
handelten  m it Stoffen und Tuchen, die sie n icht selbst herstellten , und 
w aren dam it Kaufleute. In m anchen  Städten w urden sie zu den Krä­
m ern gezählt.9 In großen Städten bildeten sie oftmals eigene G ew and­
schneidergilden."1 ln Mölln hingegen w aren sie trotz ih re r H andelstä­
tigkeit dem  Schneideram t und dam it e iner H andw erkszunft zugeordnet. 
So enthielt der eingangs zitierte G ildebrief des Schneideram ts von 
1615 um fangreiche Regelungen zu den Voraussetzungen, un te r denen 
Angehörige des Schneideram ts und andere Personen das begehrte 
Recht eines W andschneiders erlangen konnten: Wer dem Sehneider­
am t beitreten  und gleichzeitig das W andschneiderrecht erw erben  
wollte, m ußte h ierfü r eine Tonne Bier geben. Personen, die ohne 
Beitritt zürn Schneideram t das Recht eines W andschneiders erlangen  
wollten, hatten  dies dem  Schneideram t mit einem  G eldbetrag von 
62 Mark zu vergüten ."
Auch der zitierte Passus aus dem G ildebrief zum Recht der Schnei­
der, Stahl- und E isenw aren verkaufen zu dürfen, berührte  den G renz­
bereich zwischen H andw erk und Handel. Denn e r gab als A usnahm e 
von der Regel, nach der H andw erker nu r selbst hergestellte  Produkte 
verkaufen durften, den Schneidern die Befugnis, auch mit -  nicht 
selbst gefertigten -  Stahl- und E isenw aren H andel zu treiben. Dem lag 
der G edanke zugrunde, daß Stahl- und E isenw aren, insbesondere El­
len, Scheren und Nadeln, w esentliche A rbeitsw erkzeuge der Schnei­
der w aren. Der Handel mit solchen W aren fiel dam it in den Tätigkeits­
8bereich der Schneider und nicht in denjenigen der Kaufleute und 
Krämer.
„Auch m ag er Futtertuch, Sartuch, Wettsteine, Eisen, Stahl und Osernund 
zu Kaufte haben.“ -  Ausschnitt aus der Abschrift des Gildebriefs von  
1615, die links den plattdeutschen und rechts den hochdeutschen Text 
enthält.
Landesarchiv Schleswig-Holstein, Abt. 2I6 Nr. (140, Aktenstück Q 2, S. 2
Über 150 Jahre später, in den 1770er Jahren , entzündete sich an dem 
Handel der Schneider mit Stahl- und E isenw aren ein Streit zwischen 
dem Schneideram t, der Zunft der Schneider -  Amt w ar eine in der 
Frühen Neuzeit in bestim m ten G egenden gebräuchliche Bezeichnung 
für Handwerkszünfte und G ilden’2 -  und dem  Hack- und Kramam t, der 
Gilde der Höker und Krämer, die ihre H andelstätigkeit durch den Han­
del der Schneider beeinträchtigt sahen. Als K räm er w urden in den 
Städten der Frühen Neuzeit vor allem  Gewürz- und K urzw arenhändler 
bezeichnet, aber auch andere E inzelhändler gehörten den K räm er­
zünften an. Höker w aren Lebensm itteleinzelhändler, die von den Krä­
mern begrifflich unterschieden  w urden .13 In Mölln gehörten  Höker 
und Kräm er jedoch einer gem einsam en Zunft an. Der Streit um den 
Handel mit Stahl- und E isenw aren beschäftigte zunächst die von den 
G eheim en Räten des Landesherrn  ausgeübte kurhannoversche Regie­
rung in Hannover und die lauenburgische Regierung in Ratzeburg. 
Schließlich gelangte er 1778 in le tzter Instanz vor das O berappellati­
onsgericht in Gelle.
II. Das O berappellationsgericht Celle als oberstes G ericht des H er­
zogtums Lauenburg im 18. Jah rhundert
Mölln w ar am Ende der Frühen Neuzeit neben Lauenburg und Rat­
zeburg die kleinste der drei Städte des nördlich der Elbe und im Süden
9von Lübeck gelegenen H erzogtum s Lauenburg. Die Stadt zählte in der 
Milte des 18. Jahrhunderts knapp 300 W ohnhäuser.14 Im Jahre 1817, 
aus dem die ältesten erhaltenen  E inw ohnerzahlen stam m en, hatte 
Mölln 1684 E inw ohner15 und w ar dam it auch für die dam aligen Ver­
hältnisse eine kleine Stadl. Die w irtschaftliche Bedeutung Möllns w ar 
gering, mag aber am Ende der Frühen Neuzeit zugenom m en haben. 
Denn der lauenburgische Chronist Peter von Kobbe schrieb 1837: „ln 
der ersten Hälfte des vorigen Jah rhunderts  w urde noch seh r über 
N ahrungslosigkeit der Stadt geklagt. D er H andel derselben, besonders 
mit Korn und Holz, hat sich in neuern  Zeiten seh r gehoben.“16 Ab dem 
Jahre 1359 batte Mölln über m ehrere  Jah rhunderte  auf Grund von 
Verpfändungen im Besitz der Stadt Lübeck gestanden .17 Seil 1683 ge­
hörte Mölln zum Herzogtum Lauenburg. Dieses w ar lange Zeit von 
H erzogen aus dem G eschlecht der Askanier reg iert w orden ,18 gelangte 
aber um die Wende zum 18. Jah rhundert un te r die H errschaft der Wel­
fen und w ar fortan ein Landesteil des K urfürstentum s Braun- 
schw eig-Lüneburg (K urhannover).19 Als solcher un terstand  es dessen 
obersten Regierungsbehörden in Hannover, insbesondere den vom 
L andesherrn  als R egierungsgrem ium  eingesetzten G eheim en Räten.20 
Gleichwohl w urde das Herzogtum L auenburg nicht vollständig in die 
staatlichen Strukturen K urhannovers integriert; in vielerlei Hinsicht 
behielt es seine alten Privilegien und E inrichtungen, und die lauen­
burgischen V erw altungsbehörden in Ratzeburg, insbesondere die Re­
gierung und das Konsistorium, blieben als eigenständige, aber den 
Zentralbehörden in H annover nunm ehr nachgeordnete Institutionen 
der landesherrlichen  Verwaltung bestehen.21 Auch das ebenfalls in 
Ratzeburg ansässige lauenburgische Hofgericht blieb bestehen. Regie­
rung, H ofgericht und Konsistorium übten die obere G erichtsbarkeit 
aus. Neben dem Ilofgericht erfüllte die Regierung in Ratzeburg als 
obere V erwaltungsbehörde zugleich die obergerichtliche Funktion ei­
ner Justizkanzlei; sie w ar dam it sowohl Exekutivorgan als auch Ober­
gericht.22 Denn G erichtsbarkeit und landesherrliche Verwaltung w a­
ren im Herzogtum Lauenburg im 18. Jah rhundert nicht durchgängig 
institutionell getrennt. E ntsprechendes galt in A ngelegenheiten mit 
geistlichem  Bezug für das Konsistorium .23
Hinsichtlich der obersten G erichtsbarkeit w ar Lauenburg zunächst 
nicht in die H ierarchie der braunschw eig-lüneburgisehen Territorial­
justiz eingebunden. Das K urfürstentum  w ar seit Anfang des 18. Jah r­
hunderts au f Grund eines unbeschränkten  A ppellationsprivilegs von 
der A ppellationszuständigkeit der Reichsgerichte, des Reichskam m er­
gerichts in W etzlar und des Reichshofrats in Wien, befreit.24 Über Ap­
pellationen gegen Entscheidungen braunschw eig-lüneburgischer 
O bergerichte entschied das 1711 gegründete O berappellationsgericht 
in Celle als oberstes Territorialgericht. Für das Herzogtum  Lauenburg 
galt das Appellationsprivileg hingegen nicht, weil es nu r den ursprüng­
lichen territorialen  Bestand des K urfürstentum s zum G egenstand h a t­
te, zu dem Lauenhurg als neu erw orbener Landesteil nicht gehörte. 
Die lauenburgischen O hergerichte unterstanden  dam it zunächst nicht 
dem O berappellationsgericht in Celle; gegen ihre Entscheidungen 
konnte v ielm ehr w eiterhin an das Reichskam m ergericht und den 
Reichshofrat appelliert w erden.25 Dies änderte sich erst 1747, als das 
Herzogtum Lauenhurg ein eigenes unbeschränktes A ppellationsprivi­
leg erhielt.25 Damit tra t auch für Appellationen gegen die O hergerichte 
in Ratzeburg das O berappellationsgericht Celle an die Stelle des 
Reichskam m ergerichts. Dies bew irkte nicht nu r eine Änderung der 
Zuständigkeit, sondern zog eine rapide Zunahm e der Appellationen 
nach sich, die durch die größere Nähe der R echtsuchenden zum obers­
ten Gericht des Landes bedingt gew esen sein dürfte. W ährend im 
Zeitraum  von 1700 bis 1747 nu r in acht Fällen gegen Entscheidungen 
lauenburgischer Gerichte Rechtsmittel zum R eichskam m ergericht in 
W etzlar eingelegt w orden w aren, halte sich das O berappellationsge- 
rieht Celle in den sechs Jahrzehnten  von 1747 bis zum Ende des Alten 
Reiches 1806 mit 368 Verfahren aus dem Herzogtum L auenhurg zu be­
lassen, von denen die m eisten A ppellationsverfahren w aren. Faktisch 
w irkte sich dam it, weil vor 1747 die m eisten Prozesse nicht über die 
Ebene des Hofgerichts und der Regierung hinausgelangt w aren, die 
Ausdehnung der Zuständigkeit des O berappellationsgerichts au f Lau­
enhurg für die Rechtsuchenden wie die Schaffung einer zusätzlichen 
obersten Instanz aus.27
Als oberstes Territorialgericht sprach das O berappellationsgericht 
Recht im Namen des L andesherrn. D ieser w ar nach frühneuzeitlichem  
Staatsverständnis der Inhaber der G erichtsgewalt,28 die sich insbeson­
dere im Recht der Entscheidung über A ppellationen äußerte .29 Urteile 
ergingen, als hätte der L andesherr in eigener Person Recht gespro­
chen, mit der Form el „So wird [...] von Uns, GEORG dem Andern [ge­
bräuchliche Bezeichnung für Georg II., Anm. d. Verl'.], von GOTTES 
Gnaden, König von G roß-Britannien, Franckreich und Irrland, Be­
schützer des G laubens, Hertzog zu Braunschw eig und Lüneburg, des 
heiligen Römischen Reichs Ertz-Schatzm eister und C hurfürsten, für 
Recht erkannt: [...].“5° Dem entsprach es, daß das große G erichtssie­
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gel,31 das für die Ausfertigung von U rteilen verw endet w urde und die 
herrschaftliche G eriehtsgew alt sym bolisierte,32 säm tliche Titel des 
Landesherrn  trägt. Die Umschrift des Siegels „GEORGIUS II D G M 1511 
FR & HIB REX F D BRUNS & LUNE DUX S R I A TH & ELECT“ stellt in 
lateinischen A bkürzungen33 für den vollständigen Titel „Georg II., von 
Gottes Gnaden König von G roßbritannien, Frankreich und Irland, Be­
schützer des G laubens, Herzog von Braunschweig und Lüneburg, des 
Heiligen Römischen Reichs Erzschatzm eister und Kurfürst“.34 Denn 
der Herzog w ar nicht nu r Kurfürst mit dem Erzam t des E rzschatz­
m eisters,35 sondern seit 1714 zugleich in Personalunion König von 
G roßbritannien und Irland.38 Den Titel eines Königs von Frankreich 
trug er aus herrsehaftssym bolischen G ründen, weil die Könige von 
G roßbritannien seit dem  späten M ittelalter, freilich erfolglos, E rb­
ansprüche auf den französischen Thron für sich geltend m achten.37 
Innerhalb  d ieser U m schrift trägt das G erichtssiegel das W appen des 
britischen Königshauses m it dem W ahlsprueh des H osenbandordens 
„Honi soil qui m al y pense“ -  „Ein Schelm, w er böses dabei denkt“ -  
und dem jenigen des britischen K önigshauses „Dieu et mon droit“ -  
„Gott und mein Recht“. D arunter steht die Abkürzung „0. A. G.“ für 
das O berappellationsgericht.
Doch trotz der britischen Königswürde und der territo ria len  Landes­
und G erichtshoheit w ar der L andesherr als K urfürst von Braun- 
schw eig-Lüneburg kein souveräner H errscher. Sein Territorium  war 
Teil des Alten Reiches, und seine H errschaft w ar vom Kaiser als obers­
tem Lehnsherrn  abgeleitet. Vor allem  an der G erichtsbarkeit wird die 
Einbindung in den Reichsverband sichtbar.38 D enn auch wenn das un­
beschränkte Appellationsprivileg A ppellationen gegen Entscheidun­
gen braunschw eig-Iüneburgischer G erichte an das R eichskam m erge­
richt und den Reichshofrat ausschloß, konnten die Rechtsuchenden 
die Reichsgerichte doch im Wege der N ichtigkeitsbeschw erde (querela 
nullitatis)  und der Beschw erde w egen verw eigerter oder verzögerter 
Justiz (querela denegatae vel protractae iustitiae) anrufen .39 Damit un­
terstanden die territo ria len  G erichte, auch das O berappellationsge­
richt, e iner rechtlichen  Aufsicht der Reichsgerichte. Diese kam zwar 
in der Praxis kaum  jem als zum  tragen, weil derartige Rechtsm ittel nur 
in w enigen Fällen ergriffen w urden. Sie illustriert aber das Hierar- 
chieverhältnis zw ischen der Reichsjustiz und den G erichten der Terri­
torien, und sie w ar insofern von prak tischer Bedeutung, als die Terri­
torialjustiz, um solche Rechtsm ittel zu verm eiden, in ih rer Tätigkeit 
einem  von den R eichsgerichten vorausgesetzten gem einrechtlichen
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M indeststandard entsprechen m ußte.40 So folgte das O berappellations­
gericht in vielerlei Hinsicht dem Vorbild des Reichskam m ergerichts,41 
dessen G erichtsordnung aus dem Jahre 1555 die G ründer des Celler 
Gerichts hei der A usarbeitung der 1713 erlassenen  O berappellations- 
gerichtsordnung herangezogen hatten .42 Die Präsentation der rich ter­
lichen Beisitzer durch die Stände, die landständischen Beiträge zur 
F inanzierung des Gerichts sowie die Prüfung der Kandidaten in einem 
schriftlichen und einem  m ündlichen Exam en entsprachen dem Wetz- 
la rer Vorbild.43 V erfahrensrechtlieh w andte das O berappellationsge­
richt die G rundsätze des gem einen Zivilprozesses an, die im w esentli­
chen auf das Verfahren des R eichskam m ergerichts zurückgingen. Die 
Ü bereinstim m ungen betreffen vor allem  die Regelungen über das Ap­
pellationsverfahren.44 E inschränkungslos entsprach das O berappella­
tionsgericht dem W etzlarer Vorbild indes nicht; so gab cs in Celle, an ­
ders als am R eichskam m ergericht,45 keine gerichtlichen Audienzen, in 
denen das Gericht den Parteien und ihren Anwälten persönlich gegen­
übertrat; vielm ehr lief das gerichtliche Verfahren rein schriftlich ab.40 
Die Parteien verkehrten  mit dem Gericht nur in Schriftsätzen, die sie 
durch die beim  G ericht zugelassenen P rokuratoren heim Registrator 
in der Kanzlei einreich ten .47 M ündliche Term ine gab es n u r in Aus­
nahm efällen, etwa zu V ergleichsgesprächen und für Zeugenverhöre 
im Rahmen der Bew eisaufnahm e.48
111. Der Handel mit Ellen, Stahl und Eisenw aren vor Gericht 
1. Die Vorgeschichte des Rechtsstreits
Der eingangs schon angesprochene Rechtsstreit zw ischen dem 
Schneideram t und dem Hack- und Kram am t in Mölln hatte eine m eh­
rere  Jahrzehnte um fassende Vorgeschichte. Als das H erzogtum  Lau­
enburg, zu dem die Stadt Mölln seil 1683 gehörte, um die Wende zum 
18. Jah rhundert von Lübeck an das W eifenhaus abgetreten  w urde, si­
cherte die neue Landesherrschaft dem Herzogtum Lauenburg und sei­
nen Einw ohnern durch den Landesrezeß von 1702 die Fortgeltung be­
stehender Rechte und Privilegien zu.40 Diese allgem eine Zusicherung 
genügte dem Schneideram t in Mölln aber offenbar nicht; es ersuchte 
die Regierung in Ratzeburg, die die landesherrliche Verwaltung des 
Herzogtum s Lauenburg ausübte, ihrerseits aber der durch die G ehei­
m en Räte des Landesherrn ausgeübten kurfürstlichen Z entralreg ie­
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Titelblatt der Geller Oberappellationsgerichtsordnung von 1713
alten Gildebriefes aus dem Jahre 1615. Dabei m ag neben dem  Wechsel 
der L andesherrsehaft eine Rolle gespielt haben, daß einer landesherr­
lich bestätigten Zunftordnung eine höhere Autorität zukam  als einer 
städtischen; ab der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts ließen sich 
deshalb im m er m ehr Zünfte ihre Zunftordnungen vom Landesherrn 
und seiner Verwaltung bestätigen.50 Aber nicht nu r von Seiten der 
Zünfte w urde die E inbindung des Zunftwesens in landesherrliche Re­
gelungsstrukturen betrieben; die L andesherren versuchten ihrerseits, 
die ursprüngliche Autonomie der Zünfte durch gesetzliche Regelun­
gen einzuschränken und die Zünfte in die landesherrliche Rechtsord­
nung zu in tegrieren .51 So unterstellte  in Braunschw eig-Lüneburg 1692 
eine „Verordnung und Reglement wegen Einrichtung der Ämter und 
Gilden“ die Zünfte der landesherrlichen  O brigkeit.52
Die Regierung in Ratzeburg kam dem Gesuch des Schneideram ts um 
eine Bestätigung des Gildebriefes von 1615 nach und erließ 1720 einen 
„Articuls-Brief“, mit dem sie die Regelungen jenes G ildebriefes w ie­
derholte und ihre Geltung bekräftigte. Fast wortgleieh mit der Form u­
lierung von 1615 bestätigte sie den Schneidern, daß „ein M eister Fut­
ter-Tuch, Sarduch, W ettsteine, Eisen, Stahl und Osem ünd zu Kauften 
haben“ dürfe. Für den Fall, daß jem and mit Eisen und Stahl handeln 
sollte, der dem Schneideram t nicht angehörte, drohte sie die Beschlag­
nahm e der Ware an, indem sie bestim m te: „So Jem and in der Stadt 
Möllen, der nicht mit im Amte der Schneider ist, m it Eisen und Stahl 
handelt, so m ag das Amt dem selben die W aare, wo es selbige antrifft, 
w egnehm en.“53 Damit w ar dem Anliegen des Sehneideram ts nach e r­
neu ter Zusicherung der hergebrachten  Rechte der Schneiderzunft 
Rechnung getragen.
Ob es in den folgenden Jah ren  Streitigkeiten um  den H andel m it Ei­
senw aren in der Stadt Mölln gab, ist den Quellen nicht zu entnehm en. 
1736 jedoch erließen die G eheim en Räte in H annover einen neuen  Gil­
debrief für die Schneider in Mölln, der zahlreiche neue Regelungen 
für das Sehneideram t und die ihm angehörenden Schneider enthielt 
und das alleinige Recht des Handels mit Stahl und E isenw aren nicht 
m ehr ansprach. D ieser neue G ildebrief w ar eine Reaktion auf die 1731 
erlassene und im K urfürstentum  landesherrlich  verkündete55 Reichs­
handw erksordnung55: Zur V ereinheitlichung des H andw erks- und 
Zuftrechts erte ilten  die Geheim en Räte als landesherrliche Z en tral­
verw altung den H andw erksgilden im ganzen K urfürstentum  neue 
Gildebriefe. Durch derartige M aßnahmen der Territorialverw altung 
sollten M ißstände im Zunftwesen beseitigt und dam it die Intention der
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R eichshandw erksordnung um gesetzt w erden. Zugleich sollten die bis 
dahin von einem  N ebeneinander un terschied lichster Verordnungen, 
Gildebriefe und Zunftprivilegien geprägten Rechtsverhältnisse der 
verschiedenen Zünfte e inander angeglichen und aufeinander abge­
stim m t w erden. Ebenso wie in Braunschw eig- Lüneburg w urden auch 
in Preußen zw ischen 1732 und 1736 allen Zünften vereinheitlichte, als 
G eneralprivilegien bezeichnete landesherrliche Zunftordnungen e r­
teilt.56
Das Schneideram t w andte sich in einer Vorstellung an die Geheim en 
Räte und ersuchte diese um  eine Änderung des neuen  Gildebriefes im 
Sinne der früheren  Regelung; neben  einigen anderen  Beschw erde­
punkten bat cs um eine Bestätigung, daß den Schneidern das alleinige 
Recht zum  E isenhandel auch fürderhin  zustehe. Die G eheim en Räte 
lehnten  eine Ä nderung jedoch ab.57 Gleichwohl gestatteten  sie in ih rer 
Resolution den Schneidern ausdrücklich, „ihre Nothurfft bey Königl. 
Regierung zu Ratzeburg vorzustellen“. D er Sinn dieses Vorbehalts e r­
scheint unklar, w ar doch die Regierung in Ratzeburg der Z entralregie- 
rung in H annover nachgeordnet. Das Schneideram t nahm  diese Mög­
lichkeit jedoch nicht wahr. Wie es später im Verfahren vor dem 
überappellationsgerich t erklärte, sah es keinen Anlaß für eine Vorstel­
lung bei der Regierung in Ratzeburg, weil es das Privileg des allein i­
gen Stahl- und E isenhandels in der Folgezeit un ter obrigkeitlichem  
Schutz w eiterhin unbeanstandet ausgeübt habe.58 Zwei Kaufleuten, 
verm utlich Angehörigen des Hack- und Kramam tes, die mit E isenw a­
ren H andel trieben, gab der M agistrat der Stadt Mölln in den Jah ren  
1766 und 1772 au f Antrag des Schneideram ts auf, diesem  beizu treten59 
-  der Stadtm agistrat ordnete dem nach das Recht zum Handel mit Ei­
senw aren ungeachtet des neuen  Gildebriefes von 1736 w eiterhin  der 
Kompetenz des Schneideram ts zu.
Im Jah re  1775 jedoch kam  es zum Streit, als sich ein M öllner Bürger 
nam ens Nicolaus Fokuhl an das Schneideram t w andte und die Erlaub­
nis beantragte, m it E isenw aren handeln zu dürfen. Das Schneideram t 
gestattete ihm dies. H ierdurch sah sich das Hack- und Kramamt, das 
das Recht des H andels m it Stahl- und E isenw aren nunm ehr für sich 
und die ihm  angehörenden  K räm er in Anspruch nahm , in seinen Rech­
ten verletzt und erhob Beschwerde beim M agistrat der Stadt Mölln. Es 
blieb dam it zunächst erfolglos. Der Stadtm agistrat wies die Beschwer­
de zurück.60 D er Handel mit E isenw aren gehöre zur Kompetenz des 
Schneideram ts. Angehörige des Hack- und Kramamts m üßten sich 
deshalb, so die Argum entation des Stadtm agistrats, zusätzlich in das
Schneideram t aufnehm en lassen, wenn sie m it E isenw aren handeln 
wollten; grundsätzlich w ar es näm lich möglich, daß eine Person m eh­
reren Zünften und Gilden zugleich angehörte.61 Das Recht des Sehnei­
deram ts, den E isenhandel zu regeln und zunftfrem den Personen zu 
verbieten, leitete der Stadtm agistrat aus dem A rtikelbrief von 1720 her 
und zitierte w örtlich dessen Vorschrift: „So jem and in der Stadl Möl­
len, der nicht mit irn Ambte der Schneider ist, mil Eisen und Stahl 
handelt; so mag das Amt dem selben die W aare, wo es selbige antrifft, 
w egnehm en“. Der neue G ildebrief von 1736 habe dieses Recht des 
Schneideram ts nicht aufgehoben.
Das Hack- und Kram am t fand sich mil der abschlägigen Entschei­
dung des M agistrats nicht ab und w andte sich an die Regierung in 
Ratzeburg. Diese vertrat in einem Reskript an den S tadtm agistrat82 die 
Ansicht, dem Schneideram t stehe das Recht des alleinigen E isenhan­
dels nicht m ehr zu. Denn der neueste G ildebrief von 1736 sehe ein 
solches Recht nicht vor. Soweit die früheren  Gildebriefe von 1615 und 
1720 den Schneidern das Recht zum alleinigen E isenhandel einge- 
räum t hätten , seien sie durch die neuere abw eichende Regelung von 
1736 aufgehoben worden. Zudem  seien die llriefe von 1615 und 1720 
vom Stadtm agistrat und von der Regierung Ratzeburg, der G ildebrief 
von 1736 aber von den G eheim en Räten in H annover als oberster Zen­
tralbehörde des K urfürstentum s erlassen  w orden. Dem neuen Gilde­
brief komme deshalb eine höhere Autorität zu als den beiden älteren. 
D arüber hinaus sei ein Recht des Schneideram ts, ausschließlich über 
die Erlaubnis zum Handel m il E isenw aren zu entscheiden, sachlich 
nicht gerechtfertigt. Ihrem  Handw erk nach verstünden Schneider 
nichts vom Handel. U m gekehrt sei es nicht nachvollziehbar, daß Händ­
ler, die nichts vom Schneiderhandw erk verstünden, aber mit Eisenw a­
ren handeln  wollten, genötigt sein sollten, der Schneiderzunft beizu­
treten. Letztlich sei das Schneideram t nu r „auf G eld-Schneiderey 
h inaus“, weil es für die E rlaubnis des E isenhandels G ebühren erhebe.
Trotz dieser eindeutigen S tellungnahm e traf die Regierung Ratze­
burg keine abschließende Entscheidung, sondern  trug den Sachver­
halt ihrerseits den G eheim en Räten in H annover vor. Sie beantragte, 
den Regelungsgehalt des Gildebriefes von 1736 dahingehend k larzu­
stellen, daß „der H andel mit Stahl und Eisen den Schneidern gäntzlich 
untersagt, und den ordentlichen K rähm ern überlaßen  w erde.“ Über 
die Auslegung des neuen  Gildebriefs von 1736 konnte die Regierung 
Ratzeburg offenbar nicht selbst entscheiden. Denn U nklarheiten einer 
Rechtsnorm durften in der Rechtsanw endungspraxis des 18. Jahrhun-
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derts regelm äßig nicht im Wege der Auslegung durch die m ith in .._
R echtsanw endung betrau ten  Gerichte und VerwaltungsbehördrfrTO&ws^ 
seitigt w erden. Vielmehr w ar hiezu allein der G esetzgeber se lb sK |tm h i^^  
fen, der verm ittels e iner auf Anfrage von G erichten und höheren  stew-""''* 
len der Landesverw altung abgegebenen au thentischen Interpretation 
oder auch sogenannten D eklaration des fraglichen Rechtstexts dessen 
Inhalt e rläu tern  und k larstellen  konnte.65 Die G eheim en Räte erk lär­
ten auf die Anfrage der Regierung Ratzeburg, durch den neuen Gilde­
brief von 1756 habe der frühere Brief von 1720 abgeändert w erden 
sollen. Neben anderen  nicht m ehr für gut befundenen Regelungen sei 
auch diejenige über den E isenhandel bewußt nicht übernom m en w or­
den, sondern ersatzlos in Wegfall gekom m en. Sie entschieden daher, 
„Daß denen Schneidern zu Mölln nicht nur die Befugnis, andere von 
dem H andel mit Eisen und Stahl und Ellen-W aaren auszuschließen, so 
wie das Recht allen und jeden, w elche sich m it ihnen ablinden, sol­
chen H andel zu gestalten, abzusprechen sey; Sondern auch daß ihnen 
selbst der H andel mit solchen W aaren gäntzlich zu un tersagen .“64 Das 
Recht zum E isenhandel sprachen die G eheim en Räte den Schneidern 
m ithin vollständig ab. Eine A usnahm e ließen sie nu r insofern zu, als 
diejenigen Kaufleute, denen das Schneideram t in der Vergangenheit 
das Recht zum E isenhandel erteilt hatte, dieses bereits erw orbene 
Recht n icht verlieren  sollten. Dies konnte vor allem  die W andschnei­
der betreffen, die mit Tuchen handelten und w egen ihres H andels oft­
m als in K onkurrenz zu den K räm ern standen .65 Sie w aren es offenbar 
in e rste r Linie, die dem Sehneideram t angehörten  und als H ändler 
auch H andel mit Ellen, Stahl- und Eisenw aren trieben.
Für das Schneideram t w ar nunm ehr klar, daß es sein Ziel, das Recht 
des E isenhandels gegenüber dem  Hack- und Kram am t zu behaupten, 
im Verwaltungswege nicht erreichen  konnte. Es beschritt daher den 
Rechtsweg und erhob Klage gegen das Hack- und Kramamt, zunächst 
beim  M agistrat der Stadt Mölln als Stadtgericht. D ieser nahm  die Kla­
ge aber nicht an. D aher erhob das Sehneideram t seine Klage hei der 
Regierung in Ratzeburg als lauenburgisehem  O bergericht und bean­
tragte, „daß w ir hei unserer bißherigen G erechtsam en geschützct 
w erden rnöglen“.66 Wie nach der eindeutigen D eklaration des Gilde­
briefes durch die Regierung in H annover n icht anders zu erw arten 
war, wies die Regierung in Ratzeburg die Klage ab. Gegen das abschlä­
gige D ekret67 legte das Schneideram t innerhalb  der zehntägigen 
Rechtsm ittelfrist68 das Rechtsmittel der Appellation an das O berappel­
lationsgericht Celle ein. In dem sogenannten Apostelbrief, durch den
die Regierung als vorinstanzliches Gericht die Einlegung der Appella­
tion bescheinigte, äußerte die Regierung die Ansicht, das Rechtsmittel 
sei unzulässig,89 „weil die am  24ten vorigen Monats abgegebene Reso­
lution auf eine von dem König. Ministerio ad M andatum Regis in einer 
Policey Sache abgegebene Resolution sich gründet, Im ploranten auch 
bey dieser über 4 M onate sich beruhiget haben“.70
2. Die Abgrenzung zwischen Justiz- und Policeysachen
Mil der m öglichen Einordnung der A ngelegenheit als „Policey Sa­
che“ sprach die Regierung eine Frage an, von der die Eröffnung des 
Rechtswegs abhing und die letztlich streitentscheidend sein sollte. Ei­
nem Verfahren vor den ordentlichen G erichten w aren im 18. Jah rh u n ­
dert näm lich nur sogenannte Justizsachen zugänglich, nicht hingegen 
Policey-, Kammer- und Regierungssachen. Als Justizsachen galten 
Streitigkeiten um private Rechte einzelner, wobei die Abgrenzung 
vielfach schw ierig und um stritten  w ar.71 Policeysachen hingegen w a­
ren A ngelegenheiten, die die H erstellung oder A ufrechterhaltung ei­
nes Zustands der guten O rdnung betrafen und dam it öffentliche In te­
ressen berührten . Eine abschließende Aufzählung ist nicht möglich; 
beispielsw eise w urden Handel und Gewerbe, H andwerk, Bergbau, 
M ünzwesen, Jagd und F ischerei zur Policey gezählt.72 Da Streitig­
keiten, an denen Zünfte beteiligt w aren, regelm äßig Fragen des Hand­
werks betrafen, konnten sie G egenstand der Policey sein. Policey­
sachen lagen grundsätzlich ausschließlich in der Hand der 
landesherrlichen  V erw altungsbehörden. In B raunschw eig-Lüneburg 
oblagen Fragen der Policey den Geheim en Räten in H annover.73 Eine 
Entscheidung von Streitigkeiten durch die ordentlichen Gerichte w ar 
im allgem einen ausgeschlossen; entsprechende Klagen und Rechts­
m ittel w aren unzulässig. Dies galt für die territo ria le Ebene ebenso 
wie für diejenige des Reiches. So stellte Johann Ulrich F reiherr von 
G ram er in seinen W ctzlarischen N ebenstunden fest: „Daß Policey-Sa- 
chen an und vor sich betrach tet auch bey den höchsten Reichs-Gerich­
ten kein Objectum justitiae sind, ist wohl ausser allen Zweifel ge­
setzt.“74
Der Ausschluß des ordentlichen Rechtsweges in Policeysachen galt 
aber nur als allgem einer G rundsatz. Es gab A usnahm en. Denn Po­
liceysachen konnten vor die Gerichte gebracht und durch diese en t­
schieden w erden, wenn w ohlerw orbene Rechte (iura quaesita) von 
Privatpersonen berüh rt w aren; denn deren  Schutz und D urchsetzung 
w aren Aufgabe der Justiz.73 Auch diese A usnahm e galt auf Territorial-
18
19
ebene ebenso wie vor den höchsten R eichsgerichten.76 In Braun- 
schw eig-Lüneburg hatte Kurfürst Georg Ludwig in einem  Edikt aus 
dem  Jahre 1707 ausdrücklich verfügt: „Wir nehm en jedoch von den 
Sachen, so vor das G eheim eraths-Collegium  gehören, aus, und w ol­
len, daß der Justiz-Collegiorum -D ijudicatur unterw ürfig  bleiben, die­
jenigen Sachen, w elche zw ar an sich als Policeysachen anzusehen, 
jedoch desw egen pro contentiosis zu halten, weil ein Theil durch 
langw ierige Possession, oder sonst durch rechtskräftigen Titel, ein jus 
quaesitum  für sich erlangt hat, und sich darau f gründet.“77 Die Bedeu­
tung der Rechte einzelner U ntertanen für die Zulässigkeit gerich tli­
cher Verfahren zeigt ein Prozeß aus der Anfangszeit des O berappella­
tionsgerichts, dessen Prozeßakten zw ar nicht erhalten  sind, der aber 
durch Akten der landesherrlichen  Regierung überliefert ist.™ G egen­
stand des Prozesses w ar ein Streit zw ischen zwei Bäckergilden. Das 
O berappellationsgericht trug diesen Fall, bevor es eine Entscheidung 
traf, dem L andesherrn  vor und bat um  eine Erklärung, ob die Appella­
tion zulässig oder aber im Hinblick auf den policeyrechtlichen Cha­
rak ter eines solchen H andw erksstreits ausgeschlossen sei.™ Der Lan­
desherr entschied durch Reskript vom 28. Septem ber 1715so, daß die 
Appellation zulässig sei, weil der eigentliche S treitgegenstand nicht 
eine „Verordnung im Policeywesen“ sei, sondern „iura privatorum  [...] 
einzelner personen und Com m unen gegen e inander“ betreffe. Der 
Streit um die Rechte zw eier Zünfte w ar somit trotz des policeyrechtli- 
ohen Bezuges der H andw erksstreitigkeit gerichtlicher Entscheidung 
zugänglich, weil die Rechte der Zünfte und ih rer A ngehörigen als 
w ohlerw orbene Rechte „einzelner personen  und C om m unen“ galten.
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3. Die A ppellationsbegründung des Schneideram ts Mölln
Mit dem Ausschluß des ßechtsw egs in Policeysachen und der Aus­
nahm e für Fälle, in denen w ohlerw orbene Rechte einzelner berührt 
w aren, sind die w esentlichen Fragen angesprochen, auf die es im 
Rechtsstreit des Schneideram ts Mölln gegen das Hack- und Kram am t 
ankam . In seiner A ppellationsschrift form ulierte das Schneideram t die 
Beschw er (gravamen), derentw egen es das Rechtsm ittel eingelegt h a t­
te, dahingehend, „daß uns das wohl erw orbene, L andes-herrlich  con- 
firm irte, auch seil länger denn 150 Jah ren  geruhig exercirte, und zum 
oeftern in contradictorio gerichtlich bestätigte Recht, den ausschlie­
ßenden H andel m it Ellen- Stahl- und Eisen W aaren führen, auch an ­
dern  solchen verstauen  zu dürfen, hat aberkannt, und der Weg Rech­
tens darueber abgeschnitten w erden w ollen.“81 Den policeylichen 
C harakter des Streitgegenstandes stellte das Schneideram t nicht in 
Abrede. Es vertra t aber die Ansicht, der Rechtsweg sei gleichw ohl e r­
öffnet, weil w ohlerw orbene Rechte berüh rt seien. Das Recht des aus­
schließlichen H andels mit Stahl- und E isenw aren stehe ihm schon seit 
über 150 Jahren  zu. Es beruhe auf dem  alten G ildebrief von 1615 und 
sei durch den A rtikelbrief von 1720 bestätigt w orden. Außerdem habe 
das Schneideram t dieses Recht stets ungestört ausgeübt und m ehr­
mals nach Erlaß des neuen  Gildebriefes von 1736 vor dem Stadtmagis- 
tral durchsetzen können.82 Insofern bezog es sich auf die beiden schon 
erw ähnten  Fälle aus den Jah ren  1766 und 1772, in denen der Magis­
trat der Stadt Mölln auf Antrag des Schneideram ts K aufleuten, die m it 
E isenw aren H andel trieben, aufgegeben hatte, dem Schneideram t bei­
zu tre ten .85 Schließlich habe dem Schneideram t dieses Recht schon vor 
1615 zugestanden; der alte G ildebrief habe dam als keine neue Rechts­
lage geschaffen, sondern nu r solche Rechte schriftlich festgelegt, die 
schon vorher bestanden hätten .84
Aus dem Schweigen des neuen  Gildebriefes von 1736 zum Recbl des 
E isenhandels könnten, so die A ppellationsbegründung w eiter, keine 
dem Schneideram t nachteiligen Schlüsse gezogen w erden. Denn be­
stehende Rechte und Privilegien könnten „nicht lache sondern expres- 
sa voluntatis declaratione“, also nicht stillschw eigend, sondern  nur 
durch eine ausdrückliche E rklärung des G esetzgebers, aufgehoben 
w erden .85 Eine solche ausdrückliche Aufhebung des bestehenden  
Rechts en th ielten  w eder der neue G ildebrief noch die Resolution der 
G eheim en Räte aus dem Jahre 1736. Diese Resolution zog das Schnei­
deram t als w eiteres A rgum ent heran . Denn in ihr hatten  die G ehei­
m en Räte eine Abänderung des neuen  Gildebriefes im Sinne der
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Schneider zw ar abgelehnt, diesen aber gestattet, „ihre Nothurfft bey 
Königl. Regierung zu Ratzehurg vorzustellen“.86 Diesen Weg habe das 
Schneideram t dam als nu r deshalb nicht besehritten, weil ihm auch 
nach Erteilung des neuen Gildebriefes niem and das Recht des allein i­
gen E isenhandels streitig gem acht habe.87 Allein daraus, daß die Ge­
heim en Räte ihm dam als den Weg an die lauenburgische Regierung 
offengelassen hatten , zog das Schneideram t nun jedoch zwei nu r 
schw er nachvollziehbare Schlüsse. Die G eheim en Räte hätten dam it 
näm lich, so die A ppellationsbegründung des Sehneideram ts, zum  Aus­
druck gebracht, daß sie ihm das Recht des E isenhandels nicht abspre­
chen w ollten.88 Von der form ellen M öglichkeit, einen erneu ten  Antrag 
bei der Regierung Ratzehurg zu stellen, schloß das Schneideram t also 
darauf, daß ein solcher Antrag m ateriell begründet und im Ergebnis 
erfolgreich gew esen w äre. Diese A rgum entation ist m it dem unzw ei­
deutig zum Ausdruck gekom m enen Standpunkt sowohl der Geheim en 
Räte als auch der Regierung Ratzeburg, dem Schneideram t stehe das 
Recht des E isenhandels nach dem neuen G ildebrief von 1736 nicht 
m ehr zu, nicht zu vereinbaren . W eiters zog das Schneideram t die da­
mals eröffnete M öglichkeit e iner Vorstellung an die Regierung Ratze­
hurg als Beleg dafür heran , daß der Streitgegenstand einer Entschei­
dung durch die ordentlichen Gerichte zugänglich sei, denn die 
Regierung Ratzehurg sei das für das Herzogtum Lauenburg zuständige 
O bergericht.89 Auch dieses A rgument konnte nicht tragfähig sein. 
Zw ar fungierte die Regierung Ratzehurg als O bergericht. Zugleich 
w ar sie aber landesherrliche V erwaltungsbehörde; eine institutioneile 
Trennung, wie sie zw ischen der Justizkanzlei und der Regierung in 
Hannover seit Anfang des 18. Jah rhunderts bestand,90 gab es in Lauen­
burg nicht. Mit dem Streit um das Recht des E isenhandels w ar die Re­
gierung in Ratzehurg in ih re r Eigenschaft als landesherrlicher Verwal­
tungsbehörde bereits befaßt gew esen. Wenn die G eheim en Räte nun 
die Möglichkeit eines erneu ten  Antrags an die Regierung Ratzehurg 
eröffneten, so konnte dam it kaum  die Absicht verbunden sein, die Sa­
che auf den Rechtsweg zu verw eisen.
Am Schluß seiner Rechtsm ittelschrift stellte das Sehneideram t den 
Antrag, daß „Allerhöchst Ihro König. M ajestaet dieser unserer gerecht­
fertigten Appellation zu deferiren, processus zu erkennen, und sodann 
reform atorie zu verabschieden allergnädigst geruhen  w erden, daß wir 
hei der w ohlhergebraehten und seit länger denn anderthalb  hundert 
Jah ren  geruhig beseßenen, so wohl landesherrlich  als in contradicto- 
rio zu m ehreren  m ahlen obriglich bestätigten G erechtsam e m it Ellen-
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Stahl- und Eisen W aaren handeln, frem de von solchem  H andel aus­
schließen, auch andern  diesen H andel verstauen  zu dürfen, auch 
ferner billig zu schützen, und das Im ploratische Haack- und Kram Amt 
sich daher dieses Handels, ohne sich vorher mit uns abgefunden zu 
haben, anzum aßen nicht befugt, v ielm ehr uns alle verursachte Kosten 
und Schäden zu erstatten  schuldig sey.“91
4. Die Entscheidung des O berappellationsgerichts
a) Das decretum denegatorium  vom 11. November 1779 
Das O berappellationsgericht ließ sich mit seiner Entscheidung Zeit. 
Am 11. Mai 1778, dies zeigt der E ingangsverm erk der Kanzlei, w ar die 
Appellationsschrift m it Anlagen bei G ericht eingegangen. Nach über 
einem  Jah r w ar noch im m er keine Entscheidung ergangen. Dies ist 
ungew öhnlich. Auch w enn um fangreiche Prozesse n icht selten etliche 
Jah re  dauerten , tra f das G ericht au f eine eingegangene A ppellations­
schrift doch zum eist nach w enigen W ochen oder M onaten eine erste 
Verfügung, durch die es das Rechtsm ittel entw eder verm ittels eines 
D ekrets abschlug, ein Reskript an den V orderrichter erließ, die Akten 
der Vorinstanz erforderte oder aber den förm lichen A ppellationspro­
zeß eröffnete.92 Da das Sehneideram t über ein Jah r lang keine Reakti­
on des Gerichts erhielt, w andte es sich an dieses am 12. Juli 1779 mit 
einem  „Gesuch, pro m aturando decreto“,93 also einer schriftlichen Rit­
te, alsbald eine Entscheidung zu treffen. Ein solches G esuch94 en t­
spricht dem am R eichskam m ergericht gebräuchlichen Sollizilieren 
durch die P rokuratoren, die durch derartige Eingaben den Prozeß zu 
beschleunigen suchten .95 Nach w eiteren vier M onaten erließ das 
O berappellationsgericht ein decretum denegatorium, durch das es die 
Eröffnung des A ppellationsprozesses ablehnte und das Rechtsmittel 
des Sehneideram ts verw arf.96 Da abschlägige D ekrete am O berappel­
lationsgericht seit 1733 zu begründen  w aren ,97 sind die Erw ägungen 
der Richter jedenfalls in ih ren  w esentlichen G rundzügen überliefert. 
Das Gericht begründete seine Entscheidung wie folgt: 
„N achdem m ahlen die Beschränkung, V erm inderung und Erw eite­
rung der Amts und Gilde-Briefe, an und für sich allerdings als Po- 
licey-Sachen anzusehen sind, der vorliegende Fall aber um so w eniger 
als eine Justitz-Sache anzunehm en ist, als U nser M inisterium  den 
Schneidern, w elche das W andschneider-Amt gew onnen, und die Er- 
laubniß mit Eisen und Stahl zu handeln  litulo oneroso erlangt haben, 
w enn diese sich in das Amt der Kräm er begeben, diesen Handel ferner 
zu laßen erk läret hat; Als kann dem Gesuch nicht deferiret w erden .“
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„ALs kann dem Gesuch nicht deferiret werden.“ Schluß des decretum de- 
negatorium  vom  11. November 1779 m it der Unterschriftenzeile der 
Richter
Landesarchiv Schleswig-Holstein, Abt. 216 Nr. 640, Aktenstück Q 15
Die Entscheidung erging einstim m ig. Dies läßt sich anhand der Un­
tersehriflenzeile des D ekrets ablesen, die zwölf U nterschriften der be­
teiligten Richter und einen vertikalen Strieh für einen wegen Abwe­
senheit verhinderten  Richter aufweist. Ein Richter, der bei der 
Beschlußfassung eine abw eichende Ansicht vertre ten  hätte, hätte dies 
mit einem  horizontalen Strich un ter seinem  N amenszug kenntlich ge­
m acht, w enn er zw ar mit dem Ergebnis, nicht aber mit der Begrün­
dung der Entscheidung übereingestim m t hätte, und m it einem  hori­
zontalen Strich anstelle seines Nam enszuges, w enn er auch hinsichtlich 
des Ergebnisses der Entscheidung eine abw eichende M einung vertre­
ten hätte.98 Die Richter des O berappellationsgerichts w aren sich also 
einig, daß der Streit zw ischen dem  Schneideram t und dem Hack- und 
Kramam t in Mölln eine Policeysache war, die einer Entscheidung 
durch die ordentlichen Gerichte nicht zugänglich war. Sie folgten da­
mit der Argum entation der G eheim en Räte in H annover und der Re­
gierung Ratzeburg und verw arfen die Appellation des Schneideram ts 
als unzulässig. W ohlerw orbene Rechte (iura quaesita), die die Zuläs­
sigkeit eines gerichtlichen Verfahrens hätten  begründen können, sa­
hen sie nicht als berüh rt an, weil denjenigen, denen das Recht zum 
Handel m it Stahl- und Eisenw aren bereits verliehen w orden war, die­
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ses Recht nicht genom m en w erden sollte, sondern ihnen nu r auferlegt 
w urde, w egen ih re r H andelstätigkeit dem Amt der K räm er beizu tre­
ten. Als mögliche w ohlerw orbene Rechte sah das G ericht dem nach 
nu r die individuellen Rechte der einzelnen H andw erker und H ändler 
an, nicht aber die Zunftrechte des Schneideram ts aus den G ildebrie­
fen von 1615 und 1720.
b) Mögliche Einflußnahm e des L andesherrn  auf die Entscheidung 
des O berappellationsgerichts
In seiner Entscheidung, ob ein Rechtsstreit als Justizsache justitiabel 
oder aber als Policey-, Regierungs- oder K am m ersache einer Sachent­
scheidung durch die ordentlichen Gerichte entzogen war, w ar das 
O berappellationsgericht nicht frei. Zw ar hatte ihm  der L andesherr im 
Proömium der O berappellationsgerichtsordnung zugesichert, e r wolle 
es „an gedachten Erkäntnissen nicht h indern , oder die an U nserem  
O ber-Appellations-Gerichte anhängige oder dahin gehörige Sachen 
davon avociren, sondern bey dem selben der Justitz allerdings ihren 
Lauff lassen“.99 An diese Zusicherung haben  sich die L andesherren, 
soweit sich dies aus den überlieferten  Quellen beurteilen  läßt, auch 
insofern gehalten, als sie nicht inhaltlich auf die Entscheidung einzel­
ner Justizsachen Einfluß genom m en haben .100 Hinsichtlich der Frage, 
ob ein Rechtsstreit als Justizsache anzusehen war, stand hingegen die 
letzte Entscheidung dem L andesherrn  und seinen G eheim en Räten in 
H annover zu. War die E inordnung einer A ngelegenheit als Justiz- oder 
Policeysache zweifelhaft, so hatte das O berappellationsgericht dem 
Landesherrn  zu berichten und dessen Entscheidung über die Eröff­
nung des Rechtswegs abzuw arten .101 Dies entsprach den zeitgenössi­
schen Vorstellungen von der Justizaufsicht des L andesherrn  als obers­
ten G erichtsherrn  und seiner Verantwortung für die ordentliche 
G erichtsbarkeit.102 Ein landesherrliches Reskript an das O berappellati­
onsgericht aus dem Jahre 1775 faßte dies in deutliche Worte:
„Die OAGOrdnung, und der Eid den ih r leistet, reden, von Sachen 
die vor euch gehören. Sie können aber auf solche Fälle, wobey eben 
dieses: ob die Sache vor euch gehöre? streitig ist, n icht gezogen, noch 
die Entscheidung dieser Frage, bloß eurem  Gewissen, und eu re r Mei­
nung überlassen w erden, weil es sonst auf euch ankom m en m üßte, 
w elche Sachen ih r vor euch ziehen wolltet, oder nicht. Es ist also nicht 
eine Modification der OAGOrdnung, sondern eine solcher ganz gem ä­
ße, in Unser Landesherrlichen Befugniß, und eu re r O bliegenheit und 
Amtspflicht gegründete Vorschrift, wenn Wir euch nochm ahls in G na­
den h ierdurch  aufgeben, w enn zwischen Unser Landesregierung und 
euch Streit darüber entstehet: Ob eine Sache eine Justiz-Sache sey 
oder nicht? nicht eigenm ächtig  zuzufahren, sondern mit der Regie­
rung darüber zu com m uniciren, und w enn m an dadurch zur Vereini­
gung nicht kom m t, euch an Uns zu w enden, und Unsere Entscheidung 
abzuw arten.“103
Es ist denkbar, daß das O berappellationsgericht im Fall des Sehnei­
deram ts zu Mölln vor Erlaß seines D ekrets eine solche Entscheidung 
des Landesherrn  einholte. Dies w äre eine Erklärung für die unge­
wöhnlich lange Zeit zw ischen dem Eingang der A ppellationsschrift 
und der Entscheidung des Gerichts. N achprüfen läßt sich dies nicht, 
weil ein etw aiger Schriftwechsel des O berappellationsgerichts mit der 
Regierung in H annover oder dem  L andesherrn  seihst als in terner Vor­
gang nicht zu den Prozeßakten gelangt w äre. Daß einschlägige Regie- 
rungsakten im H auptstaatsarchiv H annover nicht erhalten  sind, besagt 
ebenfalls nichts, weil die A ktenüberlieferung der Regierungsbehörden 
aus dem 18. Jah rhundert sehr lückenhaft ist.104
c) Der Rechtshehelf der restitutio  in integrum
Das Schneideram t gab sieh mit der abschlägigen Entscheidung des 
O berappellationsgerichts nicht zufrieden, sondern legte den Rechtsbe­
helf der in der Praxis als restitutio in integrum  bezeichneten elisio ra- 
tionum  decidendi (W iderlegung der Entscheidungsgründe) oder ernen- 
datio libelli (Verbesserung der A ppellationsschrift) e in .103 Dieser 
Rechtsbehelf eröffnete keine neue Instanz, sondern erm öglichte eine 
erneute Prüfung durch das O bcrappellationsgericht.106 Das Schneider­
am t w iederholte und vertiefte in seinem  Schriftsatz seine Begründung 
der Appellation. Der R echtsstreit berühre  w ohlerw orbene Rechte. Die­
se gründeten sich nicht nu r auf die G ildebriefe von 1615 und 1720, die 
die Regierung abändern  könne, sondern au f unvordenklichen Rechts­
besitz. Das Recht des Stahl- und E isenhandels habe dem Schneideram t 
näm lich schon vor 1615 zugestanden, und der G ildebrief von 1615 
habe dieses Recht n icht begründet, sondern lediglich verschriftlicht, 
dam it es, ganz im Sinne des eingangs w iedergegebenen Zitats, nicht 
der Vergessenheit anheim fallen möge. Wenn die Regierung und, ihr 
folgend, das O berappellationsgericht das Recht des E isenhandels le­
diglich denjenigen Personen beließen, denen dieses Recht bereits e in ­
geräum t worden sei, sei den Interessen des Schneideram ts nicht ge­
dient. Denn dieses verfolgte m it seiner Klage n icht Rechte einzelner 
Personen, sondern eigene Rechte der Schneiderzunft als solcher.
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Die w eitere A rgum entation des Schneideram ts w ar nicht geeignet, 
die Ansicht des Gerichts zu ändern; der Rechtsbehelf blich erfolglos. 
Das O berappellationsgerieht entschied, „daß des ohnerhebliehen Vor­
bringens ohngehindert, es beym vorigen lediglich verbleibe.“"17 Mit 
d ieser Entscheidung w ar das Verfahren beendet.
IV. Rechtsgeltung und Policeygewalt
Das Schneideram t vertra t mit seiner Klage die Ansicht, das herge­
brachte Recht der Schneider, m it E isenw aren handeln  zu dürfen, sei 
durch den neuen  landesherrlichen  G ildebrief von 1736 n icht aufgeho­
ben w orden, und deshalb dürften die Schneider w eiterh in  nach den 
Zusicherungen der allen Gildehriefe von 1615 und 1720 „Eisen, Stahl 
und Osem und zu Kauffe haben“. Das Schneideram t stützte seine 
Rechtsansicht aber nicht nu r au f die Geltung norm ativer Rechtsquel­
len. D arüber hinaus berief es sich -  und dies ist charakteristisch  für 
seine A rgum entation -  au f die G eltungskraft des ta tsächlichen Rechts­
zustandes: Das Recht des E isenhandels ergehe sich aus den G ildebrie­
fen von 1615 und 1720, aber auch unabhängig  von diesen norm ativen 
Quellen bestehe dieses Recht der Schneider, weil es seit unvordenkli­
chen Zeiten faktisch gegolten habe. So hatte schon der G ildebrief des 
M öllner Stadtm agistrats von 1615, darau f stützte sich das Schneider­
am t ausdrücklich, keine neue Rechtslage geschaffen, sondern ledig­
lich bestehende Rechte „in Schrift verfallet“, um  ih ren  Bestand der 
Schwäche des m enschlichen G edächtnisses zu en tre ißen  und damit 
Rechtssicherheit zu schaffen. Auch die Ansicht, daß der neue Gilde­
brief von 1736 das Recht der Schneider nicht stillschw eigend aufgeho­
ben und durch eine neue Rechtslage ersetz t haben  könne, begründete 
das Schneideram t m it dem ta tsächlichen Rechtszustand: Denn auch 
nach 1736 habe es das Recht zum  Eisenhandel unbeanstandet ausge­
übt und sei darin  in zwei Fällen gerichtlich bestätigt w orden. Eine sol­
che A rgum entation, die sich w eniger auf norm ative Rechtsquellen 
stützt als au f die Rechtswirklichkeit, ist typisch für das Rechtsdenken 
in der Frühen Neuzeit und klingt in vielen dam aligen Prozeßakten an.
Tatsächlich konnten sich R echtsverhältnisse in der Frühen Neuzeit 
nicht nu r au f konkrete norm ative Rechtstitel wie etwa im H andw erks- 
w esen Zunftordnungen und G ildebriefe stützen, sondern auch auf 
langjährige faktische Rechtsausübung. D enn die ungestörte Ausübung 
eines Rechts über einen längeren  Zeitraum  hinweg war, auch wenn
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sie nicht auf einer norm ativen Rechtsgrundlage beruhte , dem selben 
rechtlichen Schutz zugänglich wie der Besitz einer Sache.108 Die ta t­
sächliche Innchabung eines Rechts galt als sogenannte quasi posses­
sio. Über einen langen Zeitraum  konnte sie ein Recht begründen, auch 
wenn dieses ursprünglich  unrechtm äßig ausgeüht w orden sein m och­
te .109 Diesen G esichtspunkt führte das Schneideram t w iederholt für 
sich ins Feld, wenn es dam it argum entierte, daß sich sein Recht zum 
Eisenhandel nicht nu r aus den erw ähnten  Gildebriefen, sondern auch 
aus ta tsächlicher ungestörter und von G erichten anerkann ter Aus­
übung dieses Rechts ergebe. Ursache d ieser rechtlichen Bedeutung 
der tatsächlichen Rechtsausübung w ar das frühneuzeitliche Rechts­
verständnis, nach dem -  w eitaus stärker als nach dem heutigen Ver­
ständnis von G ew ohnheitsrecht -  Recht nicht nu r auf norm ativen 
Quellen beruhte, sondern auch und gerade auf der praktischen Rechts­
anw endung, der sogenannten „grünenden O bservanz“ (viridis obser- 
vantia).uo Diese w ar G eltungsgrund gesetzlicher Bestim m ungen und 
dam it nicht m inder bedeutsam  als die Norm ativität förm licher G eset­
ze. So form ulierte Johann M eichsner 1604: „Statutum enim, quod non 
est receptum  in observantia, licet fuerit publicatum , nullas habet vi­
res, ideo ligare non potest.“" 1 -  „Ein Gesetz, das nicht in Observanz 
getreten ist, hat, auch w enn es publiziert w orden ist, keine Geltungs­
kraft und kann deshalb nicht angew andt w erden .“ D ieser G esichts­
punkt w ar in Fragen des Policeyrechts, zu dem  auch die Rechtsver­
hältnisse von Handwerk und Zünften zählten, von besonderer 
Bedeutung. Denn nicht selten w andten G erichte neue Policeybestim- 
m ungen nicht an und verh inderten  dam it, daß diese in Observanz tra ­
ten .112 Streitigkeiten über die tatsächliche Geltung landesherrlicher 
Policeyverordnungen w aren  die Folge. So mögen sich auch lauenbur­
gische Gerichte zur Frage des E isenhandels in den Fällen, auf die sich 
das Schneideram t berief, über die N euregelung durch den neuen  lan­
desherrlichen G ildebrief von 1736 hinw eggesetzt und damit dem 
Schneideram t Anlaß zu der Annahme gegeben haben, der neue Gilde­
brief habe die älteren  Zunftordnungen hinsichtlich des Rechts zum 
E isenhandel w eder aufgehoben noch abgeändert.
Ein Gegenpol zu dieser Beständigkeit der rechtlichen Verhältnisse 
w ar die Macht des Landesherrn, V erordnungen zu erlassen  und da­
durch den bestehenden  Rechtszustand zu ändern . Dies betraf vor al­
lem Verordnungen in den Rechts- und L ebensbereichen, die die Staats­
w issenschaft der Policey zuordnete und die öffentliche Interessen 
berührten . Ihre Grenze fand die Ä nderbarkeit des Rechts durch lan­
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desherrliche V erordnungen in den w ohlerw orbenen Rechten Privater 
(sogenannte iura quaesita). Diese entschieden nicht nu r darüber, oh 
eine grundsätzlich nicht justitiahle Policeysache einer Entscheidung 
durch die ordentlichen G erichte zugänglich w ar,115 sondern  auch über 
die Reichweite der landesherrlichen  G esetzgebungsgew alt. Denn 
wenn auch der L andesherr im allgem einen V erordnungen erlassen 
durfte, die den bisherigen Rechtszustand änderten , so konnte er sei­
nen U ntertanen dadurch w ohlerw orbene Rechte nicht entziehen; in 
diese konnte er nur un te r strengen V oraussetzungen eingreifen, wenn 
das Gem einwohl dies e rfo rderte .1'4 Da sich dam it jede Ausweitung des 
Schutzes w ohlerw orbener Rechte als E inschränkung der landesherrli­
chen G esetzgebungsgew alt ausw irkte, w aren die L andesherren  und 
ihre Verwaltungen bestrebt, e iner solchen Ausweitung entgegenzu­
w irken und im Interesse ihres eigenen Einflusses den Schutz w ohler­
w orbener Rechte restrik tiv  zu handhaben.
Im Fall des Schneideram ts Mölln erkannte das O berappel lationsge- 
richt, ebenso wie die G eheim en Räte, als w ohlerw orbene Rechte nur 
Rechtspositionen einzelner Privatpersonen an, n icht aber Rechte der 
Zunft als solcher. D enn in dem behaupteten  Rechtsbesitz (quasi pos­
sessio) des Schneideram ts hinsichtlich des in der V ergangenheit fak­
tisch ausgeübten E isenhandels sah das G ericht keine schützensw erte 
w ohlerw orbene Rechtsposition. Den einzelnen Angehörigen des 
Schneideram ts hingegen, die sich als W andschncider betätigten und 
mit Stahl- und E isenw aren handelten , beließ das O berappellationsge- 
richt dieses Recht; ih re  Rechtsposition sah es dam it als schutzw ürdi­
ges w ohlerw orbenes Recht an. Diese D ifferenzierung hat ih ren  Grund 
in der oben geschilderten E inschränkung der landesherrlichen  Ge- 
setzgebungsgew alt, die mit dem  Schutz w ohlerw orbener Rechte ver­
bunden war. W ären die Rechte einer Zunft als w ohlerw orbene Rechte 
anzuerkennen  gew esen, so hätten  diese sich gegenüber landesherrli­
chen V erordnungen au f dem Gebiet des Zunftw esens durchgesetzt; 
der L andesherr hätte dam it keine V eränderungen im Zunftw esen 
m ehr vornehm en können, denn solche V eränderungen gingen regel­
mäßig mit Eingriffen in die bestehenden  Rechtsverhältnisse der Zünf­
te einher. Eine derartige E inschränkung der Landeshoheit hätte im 
W iderspruch zur R eichshandw erksordnung von 1731 gestanden, nach 
der „jedem Reichs-Stand ohnedem  nach G elegenheit der Zeit, der 
Läuffte und Umstände, Krafft besitzender Regalien, alle landesherrli­
che Gewalt, und in A nsehung derselben die Ä nderung und Verbesse­
rung der Innungs-Briefe in ihrem  Gebiet allwege Vorbehalten blei­
bet“,1,5 die T errito rialherren  also das Recht haben  sollten, die 
Rechtsverhältnisse der Zünfte zu ändern  und veränderten  U m ständen 
anzupassen.
Da die E inordnung eines Sachverhalts als Policeysache über die 
M öglichkeiten des L andesherrn  entschied, gestaltend in verschiedens­
te Lebensbereiche des G em einwesens und der U ntertanen einzugrei­
fen, w aren die Abgrenzung zw ischen Justiz- und Policeysachen und 
die A nerkennung schutzw ürdiger w ohlerw orbener Rechte n icht nur 
rechtliche, sondern vor allem  politische Fragen. Diese überließ  der 
L andesherr nicht der Beurteilung durch seine Gerichte, sondern be­
hielt sich die Entscheidung, oh Grenzfälle als Policeysache anzusehen 
und dam it der Entscheidung durch die ordentlichen G erichte entzo­
gen w aren, selbst vor, zumal die Zulässigkeit des Rechtswegs w egen 
der Langw ierigkeit gerichtlicher Verfahren oftmals darüber entschied, 
ob der Landesherr beabsichtigte M aßnahm en effizient durchsetzen 
konnte. Seihst das O berappellationsgericht als oberstes T erritorialge­
richt konnte deshalb im G renzbereich zw ischen Justiz- und Policeysa­
chen nicht frei auf der G rundlage eigener Rechtsanw endung en tschei­
den. Der Landesherr konnte dabei den Umfang der Policey nicht nur 
durch abstrakt-generelle Rechtsnorm en bestim m en, sondern auch 
durch auf den Einzelfall bezogene A nordnungen, insbesondere im 
Wege der au thentischen Interpretation einschlägiger Vorschriften in 
Zweifelsfällen. Zwar durfte der L andesherr nicht w illkürlich en tschei­
den, w elche A ngelegenheiten er als Policeysachen der Entscheidung 
durch die ordentlichen G erichte entzog; denn er w ar an die reichsw eit 
Geltung beanspruchenden Grundsätze des gem einen Rechts gebun­
den, nach denen der G egenstand der Policey in den Territorien nicht 
anders zu beurteilen  w ar als im R eich.118 Hielt sich der L andesherr 
aber nicht an die G rundsätze des Reichsrechts und dehnte er den Be­
reich der Policey entgegen diesen G rundsätzen zu Lasten der Justiz 
aus, so hatten  seine U ntertanen hiergegen vor den Territorialgerich­
ten keine H andhabe. Denn diese w aren an die Vorgaben des Landes­
herrn  gebunden und m ußten sie auch dann um setzen, w enn sie im 
W iderspruch zu reichsrechtlichen  Regelungen standen.
Eine von der T erritorialherrschaft unabhängige Ü berprüfung der 
G renzlinien zwischen Policey und Justiz konnte es nu r vor den Reichs­
gerichten geben. Auch w enn Appellationen an die Reichsgerichte in 
Braunschw eig-Lüneburg wie in den m eisten anderen  größeren Terri­
torien durch ein unbeschränktes Appellationsprivileg ausgeschlossen 
w aren, blieb es den Rechtsuchenden unbenom m en, die Reichsgerich-
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te im Wege der N ichtigkeitsbeschw erde oder der Beschwerde w egen 
Rechtsverw eigerung oder -Verzögerung anzurufen. Ein m öglicher Ver­
fahrensgegenstand einer R echtsverw eigerungsbeschw erde w ar die 
Abgrenzung zwischen Justiz- und Policeysachen. Lehnte ein Territori­
algericht, m öglicherw eise auf G rund einer en tsprechenden  Einzelfall­
anw eisung des L andesherrn , eine Sachentscheidung m it der Begrün­
dung ah, der S treitgegenstand sei als Policey-, Regierungs- oder 
K am m ersache einer Entscheidung durch die ordentlichen Gerichte 
entzogen, so konnte die un terlegene Partei vor den Reiehsgeriehten 
geltend m achen, ih r sei der ordentliche Rechtsweg verw eigert wor­
den, w enn der Rechtsstreit nach den gem einrechtlichen G rundsätzen 
als Justizsaehe anzusehen w ar.117 So w ar die Rechtsverw eigerungsbe­
schw erde die Klammer, die die Anwendung des Rechts in den Territo­
rien an das Reichsrecht und die G rundsätze der Reichsgerichte band .118
Gleichwohl konnte sich die Praxis der R echtsanw endung im Reich 
und in den Territorien faktisch auseinander bew egen. Denn die ver­
einheitlichende K lam mer der Reichsgerichte konnte ihre W irkung nur 
entfalten, w enn sich R echtsuehende in Einzelfällen tatsächlich an die 
Reichsgerichte w andten. In Braunschw eig-Lüneburg ist für das 
18. Jah rhundert jedoch zu beobachten, daß die trotz des unbeschränk­
ten Appellationsprivilegs zulässigen Rechtsmittel der N ichtigkeitsbe­
schw erde und der R echtsverw eigerungsbeschw erde kaum  jem als e r­
griffen w urden .119 W urden die Reichsgerichte m it den schw ierigen 
A bgrenzungsfragen zw ischen Justiz und Policey nicht befaßt, so stellte 
sich die Frage, ob M aßnahm en des L andesherrn  dem  M aßstab des 
Reichsrechts en tsprachen , faktisch nicht, und der L andesherr konnte 
den E influßbereich der ordentlichen G erichte zugunsten der nicht jus­
titiabien Policeygewalt ungeachtet re ichsrech tlicher Vorgaben ein- 
sehränken. So konnten sich die Rechtsverhältnisse in den Territorien 
faktisch von der Klam m er des R eiehsverbandes entfernen, und der 
W irkungskreis der ordentlichen G erichte in den Territorien konnte 
tatsächlich enger sein als es die von den Reichsgerichten aufgestellten 
G rundsätze gerich tlicher Ü berprüfbarkeit landesherrlicher Verfügun­
gen in Policeysachen in der Theorie voraussetzten.
V. Vergleich m it ähnlichen Rechtsfällen
Streitigkeiten zw ischen verschiedenen  Zünften um die Reichweite 
ih re r jew eiligen Einfluß- und W irkungsbereiche w aren in der Frühen
Neuzeit keine Seltenheit.120 Wie auf anderen Konfliktfeldern nahm  
auch im Zunftwesen im Laufe der Frühen Neuzeit die Bereitschaft zu, 
bei Streitigkeiten Gerichte anzurufen, so daß eine V errechtlichung von 
Konflikten irn Laufe der Frühen Neuzeit beobachtet w erden k ann .121 In 
dem im Landesarchiv Schleswig-Holstein erhaltenen  Bestand des 
Ü berappellationsgerichts Celle, der Akten von 443 lauenburgischen 
Prozessen aus dem Zeitraum  von 1747 bis 1816 um faßt,122 finden sich 
zehn Verfahren, an denen Zünfte und Gilden beteiligt w aren. Allein 
sechs von ihnen betrafen die Schiffergilde der an der Elbe gelegenen 
Stadt Lauenburg.123 Im übrigen w aren neben dem Schneideram t die 
M öllner Brauergilde,124 das Schuhm acheram t M ölln125 und das llolz- 
käuferam t Balzeburg120 Parteien dieser Prozesse. Dieser vergleichs­
weise geringe Anteil von Zunftstreitigkeiten in den Akten des O berap­
pellationsgerichts ist auf die ländliche Prägung des H erzogtum s 
Lauenburg zurückzuführen, dessen drei Städte Lauenburg, Katzeburg 
und Mölln klein und w irtschaftlich eher unbedeutend w aren.
Für die vor dem Beichskam m ergericht ausgetragenen  Zunftprozesse 
aus Köln konnte festgestellt w erden, daß Streitigkeiten zw ischen ver­
schiedenen Zünften um die Abgrenzung der jew eiligen Produktions- 
und A rbeitsbereiche einen Schw erpunkt der Zunftprozesse ausm ach­
ten .127 Besonders streitanfällig w ar offenbar das Verhältnis zwischen 
H andw erkszünften einerseits und Kaufleuten sowie Kaufm annsgilden 
andererse its .128 G egenstand von Konflikten w ar dabei vor allem  -  wie 
im Fall des Schneideram ts Mölln -  das Recht der Kaufleute, mit Pro­
dukten Handel zu treiben, die von den H andw erkern einer bestim m ­
ten Zunft hergestellt w urden oder im w eiteren Sinne G egenstand ei­
ner H andw erkszunft w aren. Schon aus dem Jahre 1509 ist ein 
Rechtsstreit aus Bremen zwischen dem dortigen Schusteram t und den 
Krämern um die Frage überliefert, ob die K räm er mit Schuhen han­
deln durften oder ob ihnen das Schusteram t dies verbieten konnte.129
Im H auptstaatsarchiv H annover sind Akten der Geheim en Räte zu 
einer A useinandersetzung zwischen der Sattlergilde und der Kaufgilde 
in Göttingen aus den 1790er Jah ren  erha lten .130 Die Sattlergilde be­
schw erte sich darüber, daß die der Kaufgilde angehörenden Kaufleute 
m it Pferdedecken und englischen Sätteln H andel trieben; die Sattler 
nahm en für sieh in Anspruch, daß nicht nu r die H erstellung solcher 
W aren, sondern auch der Handel mit ihnen G egenstand ihres Hand­
w erks sei und sie diesen Handel den Kaufleuten verbieten  könnten. 
Vor die ordentlichen Gerichte gelangte dieser Streit nicht. Die G ehei­
men Räte sahen die Streitigkeit als Policeysache an und gestanden den
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Raufleuten das Recht des streitigen H andels mit Pferdedecken und 
englischen Sätteln zu .131 Dies nahm en die Sattler offenbar hin und ver­
suchten nicht, eine gerichtliche Entscheidung über den policeylichen 
C harakter der Streitigkeit herbeizuführen.
In diesen Akten der Geheim en Räte finden sich jedoch H inweise auf 
andere vergleichbare Streitigkeiten, die vor G ericht ausgetragen w ur­
den. Auf Erfordern der Geheim en Räte erstatteten  B ürgerm eister und 
Rat der Stadt Göttingen näm lich zu der Reschw erde der Sattlergilde 
einen Bericht, in dem m ehrere  ähnliche Fälle aus den vergangenen 
Jahrzehnten  Erw ähnung fanden. So hätten  sich schon im Jah re  1765 
die G öttinger Schneider über die Kaufleute w egen des H andels mit 
E isenw aren beschw ert -  ein Streit, der dem jenigen aus Mölln gleicht, 
zu dessen Details sich aber keine Quellen finden lassen. Sowohl die 
G eheim en Räte als auch das im Rechtswege seitens der Schneider an ­
gerufene O berappellationsgericht hätten  dam als, so der Bericht der 
Stadt Göttingen, zugunsten der Kaufleute en tsch ieden .152 Auf diesen 
Fall geht auch die Kaufgilde in ih rer an die G eheim en Räte gerich te­
ten Vorstellung ein. Sie führt aus, die G eheim en Räte hätten  ih r am 
29. D ezem ber 1766 das Recht zugesprochen, „mit allen W aaren, und 
also auch m it E isenw aaren ohne alle E inschränkung zu handeln“. Das 
O berappellationsgericht hätte am 1. Juni 1769 entschieden, „daß uns 
der Handel m it den vor dem Feuer gem achten W aaren nicht nu r ü ber­
haupt, sondern  auch mit denjenigen, w elche von den klagenden 
Schneidern verfertiget w erden, nicht zu verw ehren sey.“133 Nach die­
ser von der Kaufgilde zitierten, im Original freilich nicht erhaltenen  
Entscheidung entschied das G ericht dam als offenbar in der Sache und 
lehnte eine Sachentscheidung nicht un ter Hinweis auf den C harakter 
e iner Policeysache ab. N ähere Details sind den Akten der G eheim en 
Räte hierzu indes n icht zu entnehm en. 1767 w urden die Lohgerber mit 
ähnlichen Beschw erden gegen die Kaufleute, die den H andel mit Le­
derw aren betrafen, ebenfalls abgew iesen.
Sowohl die Vorstellung der Kaufgilde134 als auch der Bericht der Stadt 
G öttingen135 erw ähnen w eiters eine langjährige und 1791 vom O berap­
pellationsgericht entschiedene A useinandersetzung zwischen der Göt­
tinger Schum achergilde und der dortigen Kaufgilde um  das Recht, mit 
fertiger Schustcrarbeit Handel treiben  zu dürfen. Auch zu diesem  
Rechtsstreit sind keine gerichtlichen Akten erhalten; er ist aber detail­
lierter in den ,,Practische[n] E rö rterungen“ der Celler Juristen  Fried­
rich von Bülow und Theodor llagem ann  überliefert, deren Abhand­
lung zah lre icher Rechtsfälle sich insbesondere auf Entscheidungen
des Geller O berappellationsgerichts stützt.136 Die G öttinger Schuster 
vertraten  die Ansicht, „daß kein Kaufmann m it solchen Sachen zu 
handeln berechtigt w äre, w elche die H andw erker des Orts seihst ver­
fertigten, weil w idrigenfalls die H andelschaft alle übrigen N ahrungs­
arten und H andwerke gänzlich unterdrücken  w ürde.“137 Außerdem be­
riefen sie sich auf einen Artikel ihres Gildebriefs, der das H ausieren 
mit Erzeugnissen der Schuster verbot.
Die E rörterung dieser Rechtsfrage im Werk von Bülows und Hage­
m anns beginnt m it folgender Feststellung: „An sich ist die Befugniß, 
H andel und Wandel zu treiben, eine Sache freier W illkühr und jedem  
ist es unverw ehret, m it allen verkäuflichen Dingen so lange zu han ­
deln, als nicht gezeigt w erden kann, daß diese Freiheit durch Gesetze 
oder Verträge eingeschränkt w orden ist.“136 Diese Form ulierung läßt 
an frühliberale H andelsfreiheit ebenso denken wie an den aus dem 
röm ischen Recht stam m enden hergebrachten  Grundsatz des fa v o r  li- 
bertatis, des Vorrangs der Freiheit, nach dem in Zweifelsfällen die 
Freiheit des einzelnen die Interessen desjenigen überw iegt, der eine 
E inschränkung dieser Freiheit für sich in Anspruch nim m t.139 Die Frei­
heit der Krämer, mit H andw erkserzeugnissen H andel zu treiben, 
konnte zw ar durch zunftrechtliche Bestim m ungen eingeschränkt w er­
den. H ierfür hätte es aber e iner ausdrücklichen Regelung bedurft, 
etwa in Privilegien der einzelnen H andw erkszünfte.140 D aran fehlte es 
im Fall der Göttinger Schuster. Die Justizkanzlei gab ihnen rech t,141 
aber das O berappellationsgericht wies ihre Klage durch eine Sachent­
scheidung in der Appellationsinstanz ab, denn die Kaufleute seien 
„mit allerlei K ram w aren zu handeln berechtig t“, und der G ildebrief 
der Schuster verbiete nur das H ausieren mit deren Erzeugnissen, 
nicht aber den H andel mit Schuhen im allgem einen.142 Einen G rund­
satz, daß Kaufleute nicht mit solchen W aren handeln dürften, die die 
H andw erker vor Ort selbst herstellten, erkannte das O berappellations­
gericht nicht an. Auf die Frage, ob der Streitgegenstand eine den or­
dentlichen G erichten entzogene Policeysache sein könnte, gehl die 
D arstellung von Bülows und H agem anns indes n icht ein. Sie scheint in 
dem Rechtsstreit der G öttinger Schum acher- und der Kaufgilde nicht 
von Bedeutung gew esen zu sein.
Die Begründung dieser im Werk von Bülow und H agem ann w ieder­
gegebenen Entscheidung des O berappellationsgerichts ähnelt einer 
Entscheidung des R eichskam m ergerichts aus dem Jahre 1805 in 
einem  Prozeß, der eine Zunftstreitigkeit aus der H ansestadt Lübeck 
zum  G egenstand hat.143 Auch er betraf den Handel m it Schuhen. Die
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Lübecker K räm er boten Schuhe ausw ärtiger Schuhm acher feil, die 
Schuster aber wollten dies unterbinden und nahm en für sieh in An­
spruch, nu r sie dürften Schuhe zum Verkauf anbieten. Auch das 
R eichskam m ergericht ging von der grundsätzlichen Freiheit des 
Handels aus. Ein Recht der Schuster, den Krämern den Handel mit 
Schuhen zu verbieten, w ar aus Sicht des Reichskammergerichts zwar 
denkbar, mußte aber als Ausnahme von der Regel des grundsätzlich 
freien Handels bewiesen w erden. Da es auch im Lübecker Fall keine 
entsprechende normative Regelung gab, kam es darauf an, ob die Schus­
ter beweisen konnten, daß ihnen ein solches Recht auf Grund tatsäch­
licher Reehtsausübung in der Vergangenheit un ter dem oben bereits 
erw ähnten G esichtspunkt der quasi possessio zustand. Den Schustern 
gelang dieser beweis nicht. So obsiegte auch vor dem Reichskammer­
gericht das Recht der Krämer zum freien W arenverkauf.144
Fragen des H andw erks galten im 18. Jah rhundert als Regelungsge- 
gensland der Policey. D eshalb überrasch t es nicht, daß das O berappel­
lationsgericht Celle, ebenso wie die Regierung in Ratzeburg, den Streit 
zw ischen dem Schneideram t und dem Hack- und Kram am t in Mölln 
als Policeysache qualifizierte und die Appellation als unstatthaft ab­
schlug. Ebenso gelangte der Fall der Göttinger Sattlergilde nicht vor 
Gericht, weil er nach Ansicht der Geheim en Räte eine Policeysache 
war. D em gegenüber ist es jedoch auf den ersten  Blick erstaunlich, daß 
in den anderen  Vergleichsfällen die ordentlichen Gerichte jeweils in 
der Sache entschieden, so daß aus ih re r Sicht entw eder schon keine 
Policeysache vorlag oder aber die Sache trotz eines policeylichen Cha­
rakters w egen b erüh rte r w ohlerw orbener Rechte als justitiabel anzu­
sehen  war. Auch in dem erw ähnten  Prozeß der Lübecker Schuster vor­
dem R eichskam m ergericht spielte die E inordnung als Policeysache 
offenbar keine Rolle. Abschließend beurteilen  lassen sich die erw ähn­
ten Streitigkeiten der G öttinger Gilden und die in ihnen berührten  
Rechtsfragen freilich nicht, weil die sie betreffenden Akten der G ehei­
m en Räte und der jeweiligen G erichte nicht erhalten  sind.
Da die m eisten der erw ähnten Vergleichsfälle als Justizsachen einer 
Sachentscheidung durch die ordentlichen Gerichte zugänglich w aren, 
galten Streitigkeiten auf dem Gebiet des Handw erks offenbar nicht ge­
nerell als Policeysachen. Vielmehr w aren  die streiten tscheidenden  
Rechtsquellen ausschlaggebend. Für den Fall der G öttinger Schuslcr- 
gilde vor dem O berappellationsgericht Celle und denjenigen der 
Lübecker Schustergilde vor dem R eichskam m ergericht kam  es auf 
hergebrachte Rechte und Privilegien der Zünfte an, nicht hingegen
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auf landesherrliche Policeyverordnungen. Solche Streitigkeiten konn­
ten vor G ericht ausgetragen w erden. Im Fall des Schneideram ts Mölln 
hingegen w ar mit dem neuen G ildebrief der G eheim en Räte von 1736 
eine das H andw erk betreffende landesherrliche Verordnung streilenl- 
scheidend. Diese qualifizierte den Streit als Policeysache. Eine solche 
D ifferenzierung entspricht dem Zweck der Abgrenzung zw ischen Jus­
tiz und Policey: D ieser lag nicht darin, bestim m te Rechtsm aterien wie 
etwa das H andw erksw esen den G erichten insgesam t zu entziehen. 
V erhindert w erden sollte vielm ehr, daß die Gerichte über die Anwen­
dung landesherrlicher Verordnungen auf dem  Gebiet der Policey en t­
schieden -  solche Verordnungen sollten im Interesse der Effizienz der 
landesherrlichen  G esetzgebungsgew alt der Entscheidungskom petenz 
der Gerichte entzogen w erden.
V. Schluß
D er Streit zwischen dem Schneideram t Mölln und dem Hack- und 
Kramaml hatte das Recht der H andw erker zum G egenstand, mit Wa­
ren H andel zu treiben, die sie nicht in Ausübung ihres Handwerks 
seihst hergestellt hatten. Damit isl die Abgrenzung zwischen Hand­
w erkstätigkeiten und der Sphäre des H andels berührt, insbesondere 
derjenigen der Krämer. Über diesen konkreten  Streitgegenstand h in­
aus wird anhand der drei im Rechtsstreit relevanten Gildebriefe die 
Zunahm e des landesherrlichen Einflusses auf Zunftordnungen sicht­
bar. Zunächst w urden durch den alten G ildehrief von 1613 O rdnungen 
der H andw erkszunft der Schneider durch einen städtischen Rechtsti­
tel, ein Privileg des M agistrats der Stadt Mölln, bestätigt. Dabei han­
delte es sich ausdrücklich n icht um  neu gesetztes Recht, sondern um 
die Bestätigung und Verschriftlichung bestehender Rechte. Durch den 
A rtikelbrief der Regierung Ratzeburg von 1720 w urde die städtische 
Zunftordnung mit der Autorität einer landesherrlichen Verwaltungs­
behörde bestätigt, ohne daß dadurch der bisherige Rechtszustand 
sachlich geändert w orden wäre. Hier verlagerte sich die Regelungs- 
ebcne von der städtischen Obrigkeit hin zur landesherrlichen  Regie­
rung innerhalb  des H erzogtum s Lauenburg, die ihrerseits der Z entral­
reg ierung der G eheim en Räte in H annover nachgeordnet war. Im 
Jahre 1736 erließ schließlich der Landesherr eine vereinheitlichende 
und den bisherigen Rechtszustand ändernde Zunftordnung. Die Auto­
nomie der Zünfte w urde dam it in die H ierarchie der landesherrlichen
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V erw altungsstrukturen integriert; zugleich w urden alle Zünfte m it der 
Autorität landesherrlicher Verordnungen ausgestattet. D ieser Prozeß 
w ar eine Folge der R eichshandw erksordnung von 1731, die das Recht 
der Obrigkeit hervorhob, die Rechtsverhältnisse der Zünfte zu ändern, 
und den L andesherren, wie neben  Braunsehw eig-Lüneburg auch das 
Beispiel Preußens zeigt, Anlaß gab, vereinheitlichende V erordnungen 
im Zunftw esen zu erlassen.
Mit der E ingliederung des Zunftwesens in die landesherrliche Ver- 
w altungshierarch ie gehen die E inordnung en tsprechender Streitigkei­
ten als Policeysachen und die Entwicklung zur V eränderbarkeit eines 
gegebenen Rechtszustandes einher. Nach dem hergebrachten  Rechts­
verständnis, dem die älteren Gildebriefe von 1615 und 1720 en tsp ra­
chen, w urde der Reehtszustand einer Zunft als w eitgehend statisch 
betrachtet. D ieser Sichtweise w ar die A rgum entation des Sehneider­
am ts verhaftet. Mit zunehm ender Regelung des Rechtszustandes durch 
landesherrliche V erordnungen w urde die Rechtsm aterie änderbar. 
Grenzen der Ä nderbarkeit des Rechts w aren w ohlerw orbene Rechte 
einzelner Personen, in die nur ausnahm sw eise, wenn das Gemeinwohl 
es erforderte , eingegriffen w erden durfte.
W eilers ist der Fall des Sehneideram ts Mölln aufschlußreich für das 
Verhältnis zwischen der territo ria len  G erichtsbarkeit, auch der obers­
ten in G estalt des O berappellationsgerichts, und dem L andesherrn , 
sowie für den m öglichen Einfluß der Reichsgerichte. Stand die Q uali­
fizierung eines Rechtsstreits als Policeysache im Raum, so w ar eine 
von landesherrlichen  Vorgaben unabhängige R echtsprechung inner­
halb des Territorium s nicht denkbar. Der L andesherr konnte en tsp re­
chende Vorgaben im Einzelfall erteilen. Die Regelungen des Reichs­
rechts zu r A bgrenzung von Justizsaehen und Policeysachen konnten 
nur vor den Reichsgerichten durehgesetzt w erden, denn nur diese 
konnten einen Streit im Einzelfall unabhängig von Vorgaben des Lan­
desherrn  entscheiden. Da solche Beschw erden an die Reichsgerichte 
in Braunsehw eig-Lüneburg, ähnlich wie w ahrscheinlich  auch in an ­
deren großen R eiehsterritorien, die mit unbeschränkten  A ppellations­
privilegien ausgestattet w aren, faktisch nicht ergriffen w urden, konn­
te sich die E inordnung von Justizsachen und Policeysachen im Reich 
und in den Territorien auseinanderentw ickeln . Jenseits des verblei­
benden theoretischen Einflusses der Reichsgerichte verselbständigte 
sieh die Territorialjustiz in der Praxis zunehm end gegenüber der Ge­
richtsbarkeit des Reiches.
Anhang
A. A uszug aus dem  dem  S ch n e id eram t M ölln se itens des M agist­
ra ts  d e r S tad t M ölln 1615 e rte ilte n  G ildebriefes145
„Im N ahm en der Heiligen Dreyfaltigkeit. Amen! Dieweil, nach 
m enschlicher N atur Hinfälligkeit, unsere Tage nicht nur vergänglich 
allein, sondern auch wenig und kurz sind, dazu un te r den natürlichen 
Gaben dem M enschen kaum  etwas schw achers denn das G edächtniß 
mit gegeben, ist von Noth wegen wohl erdacht, daß die Dinge so ew i­
gen Bestand haben sollen, in Schrift verfaßet, und also von G eschlecht 
zu G eschlecht ewiglich verw ahret w erden. Dem nach wir B ürgerm eis­
tere und R athm änner h ier zu Mölln thun kund und offenbar Jeder- 
m änniglich dieses Briefes Ansichtigern, daß w ir mit reifem  Rath und 
w ohlbedachtem  Muth den bescheidenen M eistern des Amts der 
Schneider unsern  Bürgern, durch ihre fleißige Bitte bewogen, gege­
ben haben  diesen Brief, darin  nach ihrem  eigenen Begehr, und gem ei­
ner W illkühr alle ihre Rechte und Gesetze, so sie in ihrem  Amte unter 
e inander haben, mit vollkom m ener Bestätigung schreiben laßen, da­
mit ih r Amt desto stattlicher und ordentlicher, wie andere r Orten, ge­
halten w erde, folgender m aßen und also: -
Erstlich: -  Auch m ag Er Futtertuch, Sartuch, W ettsteine, Eisen, Stahl 
und Osem und zu Kauffe haben -
-  Zum  Vierzehnten: Wenn einer unsers Amts den W andschnitt zu h a­
ben begehrte, so soll er deßen gedencken, w enn er das Amt erst eschet, 
und gießt er eine Tone Bier dafür; so er es aber in der ersten  Eschung 
des Amts versäum te, und hernachm ahls den Schnitt haben wollte, so 
soll er acht Marek dem  Amte geben, deßelbengleichen sollen alle die­
jenigen, so unsers Amtes nicht seyn, und den W andschnitt begehren 
w ürden, uns 62 M arek zu vergüten schuldig seyn. Und wenn wir Je ­
m anden den Schnitt zugestehen, und vergönnen, so soll sich ein Jeder 
wohl vorsehen, daß er dem Wände einen rechten  Nahm en gebe, und 
nicht verfälsche, so jem and das thäte und darau f betroffen w ürde, der 
soll unsers Amtes Straffe stehen. Nachdem  denn ein jeder, der den 
W andschnitt hat, jährlich  dem Rathe 8 ß auf die Mey-Zeit für den 
Schnitt zu geben schuldig ist, so soll es Jedem  der Unsers Amtes ist, 
frey seyn, denselbigen Schnitt, w enn es ihm beliebet, und er solchen 
nicht länger halten  will, auf die May-Zeit w ieder aufzusagen, und die 
acht Schillinge dam it einzubehalten; begehrte er denn den Wand- 
schnidt m itlerzeit w ieder: so mag er ihn gegen eine Tonne Bier he-
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kom m en. Sagte aber Jem and den W andschnitt auf, der Unsers Amtes 
nicht ist, der soll nicht M acht haben  denselben w ieder zu erlangen.
B. A uszug aus dem  dem  S ch n e id eram t M ölln se itens  d e r  R egie­
ru n g  R atzebu rg  am  5. F e b ru a r 1720 e rte ilte n  A rtike lb rie f140
„Des A llerdurchlauchtigsten G roßm äehtigsten Fürsten und H errn, 
H errn Georg, Königs von G roßbritannien, Herzogen zu Braunschw eig 
und Lüneburg, des Heil. Römischen Reichs E rtz-Schatzm eister und 
Churfürsten, p.
Wir A llerhöchst gedachter Sr: Königl: Mayt: und Churfürstl: Durehl: 
im H erzogthum  Lauenburg verordnete Landdrost und Räthe uhrkun- 
den hiemit:
D em nach die Genoßen der Schneider in der Stadt Mölln geziem ende 
A nsuchung gethan, daß ihre von alten in p la ttdeutscher Sprache ge­
schriebene O rdnung respective confirm iret, m ithin Ihnen ein beson­
d erer Articuls Brief, w ornach Sie und ihre Nachkomm en im Amte sieh 
zu künftigen Zeiten zu richten, gegeben w erden rnögte; Und m an denn 
darun te r zu deferiren  kein Bedencken getragen, als wird derselbe zu 
ih re r Achtung folgender m aßen hiem it respective confirm iret und er- 
theilet:
Artic: XV
Auch m ag ein M eister Futter-Tuch, Sarduch, W ettsteine, Eisen, Stahl 
und Osemünd zu Kauften haben.
Artic: XIX
Wann einer des Amts den W andsehnitt zu haben  begehrte, so soll er 
des gedeneken, w enn er das Amt zuerst esehet, und giebt dafür eine 
Tonne Bier; so er es aber in der ersten  Eschung des Amts versäum et, 
und hernachm als den Schnitt haben wollte, so soll er Achte Marek 
dem Amte geben, deßelben gleichen sollen alle diejenige, so des 
Schneider Amts nicht sind, und den W andschnitt begehren  w ürden, 
dem Amte der Schneider zwey und Sechszig Marek zu vergnügen 
schuldig seyn; und w enn das Amt der Schneider Jem and den Schnitt 
zugestanden und vergönnet hat, so soll sieh ein Jeder wohl fürsehen, 
daß er dem Wände einen rech ten  N am en gebe, und nicht verfälsche, 
so Jem and das thäte, und darau f betreten  w ürde, der soll des Amts
Strafe stehen. N achdem  dann ein Jeder, der den W andschnitt hat, 
Jährlich an B ürgerm eistern und Rath Acht Schilling auf die May-Zeit 
vor den Schnitt zu geben schuldig ist, so soll Jederm ann, der des Amts 
ist, l'rey stehen, denselhigen Schnitt, wenn es ihm beliebet, und er ihn 
nicht länger halten  will, au f Mayzeit w ieder aufzusagen, und die 8 
Schillinge dam it einzubehalten; begehrete er m itlerzeit dann den 
W andschnilt w ieder, so m ag er ihn mit einer Tonnen Biers bekom m en; 
saget aber Jem and den W andschnitt auf, der des Schneider Amts nicht 
ist, der soll nicht Macht haben, ihn w ieder zu erlangen.
Artic: XXIV
So Jem and in der Stadt Möllen, der nicht mit im Amte der Schneider 
ist, m it Eisen und Stahl handelt, so mag das Amt dem selben die Waare, 
wo es selbige antrifft, w egnehm en.“
C. R esolu tion  d e r G eheim en  R äte an  das S ch n e id eram t M ölln 
vom  27. Ju n i 1736U7
„Denen Schneider Amts-Genoßen zu Mölln wird auf das am 24ten 
dieses eingelangte M emorial vom 4ten May zur Resolution ertheilet, 
daß, nachdem  die N eüeste Gilde-Briefe nach den Reichs-Schluß und in 
gesam m ten Sr. Königl. Majt. von Groß Britannien Teutschen Landen, 
so viel es die Umstände derer besondern Gilden leyden wollen, gleich­
förmig eingerichtet w orden, eine hauptsächliche V eränderung nicht 
statt habe, m ithin es ad Art: 2. bey der Disposition w egen Verfertigung 
eines M eisters-Stückes,
ad Art: 4. w egen Recipirung ausw ärtiger M eistere, in Betracht die 
geschloßene Gilden denen Städte zum Besten aufgehoben sind, 
ad. Art: 10. w egen Verwahrung des Gilde-Siegels, 
ad Art: 10. wegen Haltung verschiedener Gesellen, 
ad Art: 19. w egen Ileyralhung eines M eisters Witwe oder Tochter, 
ad Art: 40. w egen derer Schneider auf dem Lande, zum ahl dieser 
Punct m it Ritter und Landschaft noch nicht völlig ausgem achet ist. 
Wie auch w egen U nterlaßung derer M ahlzeiten bey Amts Versamm­
lungen bey der Disposition des Gilde-Briefes gelaßen.
In Ansehung des W and-Schnittes und des Eisen Handels aber wird 
denen Schneider Amts Genoßen verstauet, ihre Nothurfft bey Königl 
Regierung zu Ratzeburg vorzustellen. Belangend endlich die Fisci Ge­
bühren, nachdem  selbige nach Anzahl derer M eister und derer ge­
ringsten Städte im Lande angesetzet seyn sollen, so haben die Schnei­
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der-Amts G enoßen nicht U rsache, deren Entrichtung länger 
auszusetzen. Signatum  H annover den 27ten Jun: 1756.“
D. D ek la ra tio n  d e r  G eheim en  R äte an  d ie R eg ierung  R atzeburg  
vom  6. O k tober 1777HW
„Georg der Dritte von Gottes Gnaden König von G roßbritannien, 
Franckreich und Irland, Beschützer des G laubens, Herzog zu Braun­
schweig und Lüneburg des Heil: Römischen Reichs Ertz-Schatzm eister 
und C hurfürst p. Unsern geneigt und gnädigsten Willen zuvor, Iloch- 
und W ohlgebohrner auch Veste, Räthe und liehe getreue!
Uns ist aus eurem  unter dem 16ten v. M. an U nsere geheim en Räthe 
erstatte ten  ausführlichen und gründlichen Bericht, und denen diesem  
heygefügten Actis mit m ehrerm  vorgetragen, was w egen des von der 
M öllnischen Schneider-Gilde angem aßeten privativen H andels mit Ei­
sen und Stahl auch Ellen W aaren, und deßen Verleyhung an andere 
die nicht zu solcher Gilde gehören, gegen eine gewiße Erlegniß an 
Gelde vorgekom m en.
Wir haben daraus ferner vernom m en, was besagtes Schneider-Am t 
zu Bescheinigung seiner verm einten Befugniß vorgebracht, und wie 
ihr nach reiflich geschehener Prüfung aller bey der Sache vorkom ­
m enden U m stände der Meynung seid, daß dieses Privilegium so woll 
in Absicht auf das gem eine W eesen, als in Rücksicht des, der Mölln- 
schen Schneider-Gilde, unterm  5ten Febr: 1756. erthe ilten  Gilde Brie­
fes, nicht stattnehm ig sey. Es ist nun nach M aaßgabe der hiesigen Ac­
ten, bey der unterm  5ten Febr: 1756. geschehenen Ausfertigung des 
Gilde-Briefes vor besagtes Schneider-Amt, nebst m ehrern  in deßen 
alten Gilde-Briefe vom 5ten Febr: 1720, en thaltenen  unzuläßigen Din­
gen und M ißbräuchen, auch der E isenhandel und W andschnitl mit 
Vorbedacht ausgelaßen, und es sind der M öllnsehen Schneider, als sie 
dagegen in besagten Jahre Vorstellung gethan dam it nicht gehöret, 
sondern es ist ihnen nur verstauet, ihre Nothdurft deshalb bey Unser 
dortigen Regierung vorzustellen, so aber dero Zeit nicht geschehen 
ist.
N achdem  Wir indes euer derm ahliges, bey der G elegenheit da be­
sagtes Schneider-Amt, dem A rbeitsm ann Fokuhl eine llandlungs-Con- 
cession ertheilen  wollen, erstattetes und w ohlausgeführtes G utbach- 
ten völlig approbiren; Also declariren  und verordnen Wir hiemit:
Daß denen Schneidern zu Molln nicht nur die Befugniß, andern  von 
dem H andel mit Eisen und Stahl und Ellen-W aaren auszuschließen, so
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wie das Recht allen und jeden, w elche sich m it ihnen ahfinden, sol­
chen Handel zu gestatten, abzusprechen sey; Sondern auch daß ihnen 
seihst der Handel m it solchen W aaren gäntzlich zu untersagen.
Sölten im m ittelst einige von ihnen, nach Anleitung des ältesten  Gil- 
de-Briefes, das Amt der W andschneider gewonnen haben; So sind Wir 
nach eurem  gutachtlichen Erm eßen dam it zufrieden, daß diesen al­
lein der Handel mit dem jenigen womit die W andschneider zu handeln 
pflegen, fernerhin , jedoch absque Privilegio, andern , die sieh dazu 
qualificiren, davon auszuschließen, zu gestatten sey; Und Wir geneh­
migen gleichfalls, daß auch denjenigen, w elche einm ahl von den 
Schneidern die E rlaubniß mit Eisen und Stahl zu handeln Titulo one- 
roso erlanget haben, solcher Handel ferner gelaßen w erde, w enn sie 
sich in das Amt der K rähm er begehen wollen.
Ihr w erdet diesem  gem äß das w eitere verfügen. Die eingesandte 
Acta erfolgen hiebey in 15 Nris zurück; Und Wir sind euch zu Gnaden 
gewogen. H annover den fiten Octobr. 1777.
Ad M andatum Regis et Electoris Speciale.“
E. D ecre tu m  d en eg a to riu m  des O b erap p e lla tio n sg erich ts  vom 
11. N ovem ber 1779'«
Auf die, abseiten des Sehneider-Amts zu Mölln, Im ploranten, w ider 
eine, in Sachen desselben, entgegen das Hack- und Kram-Ami da­
selbst, Im ploraten, in Betreff des Handels mit Ellen- Stahl- und Ei- 
sen-W aaren, bey U nserer Regierung zu Ratzeburg unterm  24ten Mart: 
v. .1. abgegebene Resolution eingew andte Appellation, und desfalls am 
I lte n  Maj: v. .1. und 12len Jul: a. c. übergebene Sehrifften, Introductio 
und Justificatio, wie auch Gesuch, rubriciret, wird von Uns GEORG 111. 
V. G. G. Könige p. h iem it zum Bescheide erteilet: N achdem m ahlen die 
B eschränkung, V erm inderung und Erw eiterung der Amts und Gil­
de-Briefe, an und für sich allerdings als Polieey-Sache anzusehen sind, 
der vorliegende Fall aber um so w eniger als eine Justitz-Saehe anzu­
nehm en ist, als U nser M inisterium  denen Schneidern, w elche das 
W andschneider-Am t gew onnen, und die Erlaubniß m it Eisen und Stahl 
zu handeln  titulo oneroso erlangt haben, w enn diese sieh in das Amt 
der Krämer begehen, diesen Handel ferner zu laßen erk läret hat; Als 
kann dem Gesuch nicht deferiret w erden. Gelle den 11ten Nov: 1779.“
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